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I I, EBLAEUTERUNGEN ZUR VERTEII..UNGSLISJE.

Spalten-Nr

6rl) oranungsanga-
ben

@ u.^.r, und. An-
schrift

ErIäuterung

Die Ordnungsangaben sind entsprechend der Vorgabe
des Statistischen Landesamtes einzutragen.

Hier ist jeder zu befragende Haushalt einzutragen,
unabhängig vom Erfolg lhres Bemühens um eine Be-
fragung.

In Spa1te d tragen Sie zeilenweise die Namen der
Haushalte ein (Wohnungsinhaber und Untermieter sind
zwei Haushalte).

Beim Eintragen in die Verteilungsliste oehen Sie in
der Reihenfolge der Hausnummern vor, innerhalb der
einzelnen Gebäude stockweise von unten nach oben.
Wohnen mehrere Haushalte in ej_ner Wohnung, sollten
Sj.e als ersten den Haushalt des Hauptmieters auf-
führen.

Besteht Ihr Aushrahlbezirk aus mehreren Straßen,
tragen Sie zuerst alle Haushalte der ersten Straße
ein, dann erst die der zr^reiten.

Für Gemeinschaftsunterkünfte ist nur jeweils eine
Zeile auszufüIlen (ohne prlvathaushalte im Bereich
von Gemeinschaftsunterkünften). Spalte d bleibt hier
leer.

Die einzelnen Zeilen sind aufsteigend zu numerieren.
Sonderfä11e:
- Privathaushalte,di.e im Bereich von Gemeinschafts_

unterkünften vorhanden sind, müssen wie alle ande_
ren Haushalte im Auswahlbezirk fortlaufend numeriert
werden.

- Für Gemelnschaf tsunterkünfte ist als Lfd.Nr. des

8-1 Lfd.Nr. des
tiaushalts im
Auswahlbe-
zLrk

Haushalts im Auswahlbezirk jewei zu signie-
ren.
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spalten-Nr

0- zahl der Per-
sonen im Haus-
halt

Zahl der Haushal-
te in der WohnunE

ErIäuterung

- Für Ieerstehende , qewerbl ich genutzte und. von
Angehör igen ausländischerr Streitkräfte bewohnte
wohnungen ist die 1fd.Nr. des Haushalts offen zu

lassen.

Hier ist die tatsächliche ZahI der Personen im Haus-
halt einzutragen. Diese Information können Sie von

dem angetroffenen Auskunftspflichtigen in Erfahrung
bringen, auch bei vorliegendem Wunsch nach Selbst-
ausfüIlung. Erhalten Sie z.B. in einem 4-Personen-
haushalt nur für 2 Personen genaue Angaben je Per-
son, so ist dennoch "04" einzutragen (tatsächliche
Zahl) einschl. einem entsprechenden Hinhleis in der
Bemerkungsspalte.

Auch äiese Information können Sie bei dem angetrof-
fenen Auskunftspflichtigen erfraaen'auch wenn die
Befragung schriftllch stattfinden soll-'

Ganzer Haushalt
seit der letzten
Befragung ...

Baualter der
V,lohnung

Diese Spalte trifft nur für Bezirke zu, die bereits
im letzten Jahr in die Erhebung einbezogen l^taren'

Die Spalte ist jedoch nur auszufüIlen, wenn

- ein Eanzer Haushalt, der bei der letzten Befragung
noch nicht im Auswahlbezirk wohnte, neu hinzuge-
kommen ist (zuzug)
oder

- ein ganzer Llaushalt, der in die letzte Befragung
einbezogen war, jetzt nicht mehr vorhanden ist
(Fortzug, Tod).

Die Fragestellung umfaßt nicht Veränderungen im

Haushalt, die nur einzelne Personen betreffen'

Das Baualter ist aus der Erhebungsliste zu über-
nehmen. Es ist jedoch nur anzugeben, vlenn sich die
Wohnung erstmals in der Erhebung befindet'



-1-

Spalten-Nr

@ engaben zu Ur-
laubs- und Er-
holungsrej.sen

Befragungser-
gebnis

!- Zahl der Erhe-
bungs listen,/
Zusatzbogen

O Bemerkungen

ErIäuterung

fn diese Spal-te (nur für 0,1 Z - Bezirke mit pragen
zu Urlaubs- und Erholungsreisen) tragen Sie ein, ob
vom Haushalt Anqaben zu Urlaubs- qnd Erholungsreisen
gemacht wurd.en, und wenn ja, ob eine Reise unter-
nommen r^rurde oder nicht.

Haben Sie die Befragung erfolgreich durchgeführt,
tragen Sie a1s Befragungsergebnis "1" ein.
Bei Haushalten,, die eine SelbstausfüIlung wünschen,
notieren Sie eine "2";

Treffen Sie auch nach mehrmaligen Versuchen nie-
mand.en an oder ist ein Haushalt nicht zur Auskunfts-
erteilung bereit, vermerken Sie eine ,,3', (keine Aus-
kunft) .

Leerstehende Wohnungen sind mit ,,4", nicht in die
Befragung einzubeziehende Haushalte (Haushal_te von
Angehörigen ausländischer Streitkräfte und bei aus-
schließlicher gewerblicher Nutzung der Räume) mit ',5',
zu signieren.

Diese Spalten füI1en Sie am besten aus, hrenn Sj_e
alle Befragungen abgeschlossen haben.

In die Rubrik "Bemerkungen,' können Sie beispiels-
weise Termine für einen weiteren Besuch oder wich-
tige Mitteilungen an das Statistische Landesamt
eintragen.
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III ERLAEUTERUNGEN ZU N HAUSHALTSIVIANTELBOGEN

(b) Wie ist der Haushaltsmantelbogen auszufü11en?

Für jeden im Ausrirahlbezirk wohnenden Haushatt (auch privathaushalte
in Gemeinschaftsunterkünften) und für jede Gemeinschaftsunterkunft
ist ein Haushaltsmantelbogen anzulegen, unabhängig davon, ob der
Haushalt angetroffen wurde oder nicht.

Bei Haushalten, die für längere Zeit abwesend bzw. nicht anzutref-
der Teil I desfen sind oder die keine Auskunft erteilen ist nur

Haushaltsmantelbogens auszufü1lpn.

Bitte beachten sie, daß auch für unteimieter ein eigener Haus-
haltsmantelbogen anzulegen ist!
rn die zeile jeder einzernen person rnachen sie ein Kreuz, vienn si-e
für diese Person Auskunft erhalten haben.

Bitte beachten sie, daß der angetroffene Auskunftspflichtige nichtdie Namen der übrigen Haushartsmitglieder offenbaren muß. rst das
von rhnen angetroffene Haushartsmitglieil nicht bereit, rhnen die
Namen der übrigen Haushaltsmitgrieder zu nennen, so teiren sie diesbitte dem statistischen Landebamt mit. Geben sie dabei auch die
Anzahr der übrigen Haushaltsmitglieder an. Diese Auskunft kann
rhnen das angetroffene Haushaltsmitgliecl nach s 10 Abs. 5 Irtzc nicht
ve rwe ig ern.

Auch für eine leerstehende Wohnung oder wenn eine lVohnung von Ange_hörigen ausl'äncrischer streitkräfte privatrechtlich bewohnt wird,ist ein Haushaltsmanterbogen anzuregen. rn diesen Färlen fürren siebitte die Anschrift aus und vermerken beim Familiennamen deutlich
"1eer" bzw.,'Streitkräfte'i.
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IV. ERHEBUNGSLISTE

IV,1 ALLGEIV] EINES ZUR ERHEBUNGSLISTE

Jeder im Auswahlbezirk wohnende Haushalt hat die Wah1, ob er an der

Befragung mündlich oder schriftlich teilnehrnen wi11. Darüber hinaus
hat er clie wahl, ob er die Fragen gemeinsam mit anderen Haushalts-
mitgliedern oder für sich auf einem eigenen Bogen beanti'ortet'

Für jeden im Auswahlbezirk wohnenden Haushalt und für jede Gemein-

schaftsunterkunft ist mindestens eine Erhebungstiste ( je nach münd-

licher bzw. schriftlicher Auskunftserteilung besondere Form) anzu-
legen.

Ist die Zahl der Haushaltsmitglieder rößer als f, dann verwenden

sie zur Beantwortung der Fragen eine zweite Erhebungsliste für die
sechste, siebte und weitere Person. Vergessen Sie nicht, die Ord-

nungsangaben auf die zweite Erhebungsliste zu übernehmen und die
'lfd. Nr. der Person im Haushalt' entsprechend einzutragen ("06"'
'07" usw. ) .

Analog ist bei Gemeinschaftsunterkünften zu verfahren (s. Abschnitt
1.14).

DieEintragungenindieErhebungspapierenehmenSiebittenit[g9gl:
schreiber vor, nicht aber mit BIei- oder Farbstift. Durch die direkte
Eintragung der Angaben in signierziffern in die Erhebungspapiere für
eindeutig klassifizierbare Antworten ist es möglich, die jeweils in
die Rubrik, des betreffenden Haushaltsrnitgliedes eingetragene schlüs-

'selzahl gleich auf den Datenträ9er, ohne vorherige Übertragung in
eine SigniersPalte, zu übernehmen.

Bei allen Fragen, bei denen die Angabe entfäIlt, sind keine Eintra-
gungen zu machen, il.h. die betreffende Spalte muß leer bleiben'
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TY,2 ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN FRAGEN DEB ERHEBUNGSLISTE

Frage-Nr. Er 1äute rung

Baualter der
Wohnung

Fami 1 ienname,
Vorname

Lfd. Nr. der
Pe rson

Diese Frage j-st nur zu beantworten, wenn eine
Wohnung erstmaLs in die Erhebung einbezogen ist.
Hier ist anzugeben, ob die Wohnung vor 1972 oder
erst. später qebaut wurde. Bei nachträglichen
Um-, An- und Erweiterungsbauten ist das Jahr die_
ser Veränderung maßgebend. In dj-esem FalI kann
das Baualter der einzelnen Wohnungen innerhalb
eines Gebäudes voneinander abweichen.

Tragen Sie die Namen und Vornamen aller am Erhe_
bungsstichtag (2O.Apri1 l98B) zum Haushalt gehö-
rend.en Personen ein. Beachten Sie, daß auch Haus_
haltsmitglieder, .die aus beruflichen oder anderen
Gründen am Erhebungsstichtag v-orübergehend abwe-
send sind, erfaßt werden müsseni zumindest müssen
Sie die Anzahl dieser vorübergehend abwesenden
Personen, für die sie ggf. keine Angaben erhalten,
beim angetroffenen Haushaltsmitglied erfragen und
auf der Verteilungsliste festhalten bzw. alem Sta-
tistischen Landesamt mitteilen. Die Eintragungen
machen Sie bitte in folgencler Reihenfolge:
Ehegatten, Kinder in der Reihenfolge ihres Alters,
andere Verwandte, familienfremde personen.

Geht die Zahl der Eaushaltsmitglieder über fünf
hinaus, so ver!{eniten Sie eine zweite Erhebungs-
liste, die Sie deuttich mit "2" kennzeichnen, und
übernehmen Sie die "Ordnungsangabeni des ersten
Bogens. Ändern Sie auch die "Iaufende Nr.. der per-
son" in der zweiten Erhebungsliste.



Fr ag e-N r

2 /12 Ve rände-
rung des
Ilaushalts

2 /11 Farn i1 i en-
stancl

Familien-
zusammen-
hang

Er I äuterung

Diese Frage ist nur in clen Auswahlbezirken zu

beanth,orten, die bereits im Vorjahr in die Erhe-
bung einbezogen $raren.

Für jedes seit der letzten Erhebung bis zum

stichtag einschl. zugegangene Haushaltsmitglied
oder nicht mehr zum Haushalt gehörende ehemalige
Haushaltsmitglieil is/ entsprechend dem Grund der
Veränderung hier eine Eintragung vorzunehmen'
Die Eintragung erfolgt jedoch nur bei der be-
troffenen Person. Prir neu hinzugekommene Perso-

nen sind auch die übrigen Fragen tler Erhebung
zu beantworten, für nicht mehr zum Haushalt 9e-
hörende' Personen bleiben die folgenden Fragen

unbeantwortet.
Ist ein gesamter Haushalt seit der letzten Be-

fragung neu zugezogen, ist die Signatur "2"
(Zuzug) für aIIe Personen des Haushalts anzu-
geben und alle übrigen Fragen zu beantworten'
Für einen Haushalt, der nach der letzten Befra-
gung aufgelöst wurde, ist der entsprechende
Grund (Fortzug, Tod) ebenfalls für aIIe Haus-

haltsmitglieder anzugeben. Die folgenden Fra-
gen-sind für solche Haushalte nicht zu beant-
!,rorten. Liegt nur ein Grund für den Wegfall vor'
so ist lecliglich ein entsprechender Eintrag in
Spalte 23 der Verteilungsliste vorzunehmen'

verheiratete Personen gelten auch dann aIs verhei-
ratet (2), wenn sie getrennt leben' Personen'
deren Ehegatte für tot erklärt worden ist' gelten
aIs verwitwet (3).

Für die 1. Person im Fragebogen entfä1lt die An-

gabe zu dieser Frage (die Ziffer "1" ist bereits
eingedruckt ) .

AI1e anderen Personen geben an, ob und wie sie
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Erage-Nr.

2/19, 20
a sang e-

hörigkeit

Er 1äuterung

mit der ersten person oder deren Ehegatte ver_
wandt oder verschwägert sind.
Beachten Sie bitte, daß auch Stief-, ^eaoptiv- una
Pflegekinder als Kinder (tr3i) gelten.
Für in Gemeinschaftsunterkünften lebende personen,
die keinen eigenen Haushalt führen, bleibt diese
Spalte 1eer.

Wenn neben der deutschen noch eine weitere Staats_
angehörigkeit vorliegt, so tragen Sie bitte "0ln
(Deutsch) ein.
Hat jemand mehrere fremde Staatsangehörigkeiten,
Iassen Sie den Befragten entscheiden. welche davon
eingetragen werden soll.
Inhaber eines Nansenpasses sind Staatenlose (.50,,).
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Fr ag e-N r

2/21,
We tere wohnung

Er läuter ung

Unter hiesiger Wohnung ist diejenige Wohnung zu

verstehen, für die diese Erhebungsliste ausgefüllt
wird.

Hat ein Haushaltsmitglied - neben der votwiegend
benutzten Wohnung der Familie - noch am Arbeits-'
Studien- oder Schulort z.B. ein möbliertes zimmer

(auch Unterkunft bei Verr'randten oder Bekannten) '
so ist "1" einzutragen, unabhängig davonr ob die
Befragung dort oder am Familienwohnsitz durchge-
führt wird. Eine weitere vtohnung kann auch sein:
Wochenendhaus, Zweitwohnung, Baracke, Arbeiter-
wohnheim, Internat, Anstalt mit langfristiger Un-

terbringung und behördlicher Meldung'

Eür Wehrdienstleistende zäh1t die Kaserne immer

als weitere Wohnung.

Weitere Wohnungen im Ausland sind nicht zu erfas-
sen.

Hauptwohnung ist die vorwiegend benutzte Wohnung

des Einwohners.

Für Verheiratete, auch wenn sie aus wirtschaft-
lichen oder beruflichen Gründen nicht ständig zu-
sammenleben ( z.B ' Wochenend- oder '[lonatspendler '
Arbeitnehmer auf llontage) ist nach dem neuen Mel-
derecht die Wohnung der Familie die vorwiegend be-

nutzte Wohnung, also die Hauptwohnung '

Für aI Ie übrigen Personen (Ledi9e, Vert'ritwete' Ge-

schiedene sowie Verheiratete, die dauernd getrennt
leben) bzw. in Zweifelsfällen ist nach dem neuen

Melderecht die v.orwiegend benutzte Wohnung (Haupt-

wohnung) diejenige, wo der Schwerpunkt der Lebens-
beziehungen des Einwohners 1iegt, d'h' in der Regel

die Wohnung, die nehr als die Hälfte des Jahres
bewohnt wird.
Für Wehrpflichtige ist die Hauptwohnung immer die
wohnung, in der die Befragung stattfindet' Die Ka-
serne gilt als Nebenwohnung.

2/21
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Frage-Nr.

2/ 23 Sc h.ul be suc h

Erläuterung

(C) SCHULBESUCH

Unter SchIüssel "I " (Grund-,/Haupt-,/VoIk sschule )

sind auch Kinder und Schüler nachzuweisen, die
Schul- und Sonderschulkindergärten, Vor- und Son-
dervorklassen, Eingangsstufen der Grundschule und
schulartunabhängige Orientierungsstufen sowie
Hauptschulzüge an Gesamtschulen und (Volks-)Son-
derschulen besuchen,

Kinder in Schulkindergärten und Eingangsstufen der
Grundschulen sind unter i1,' nachzuweisen.

Unter SchIüssel "2,, (ReaIschule /Berufsaufbau-
schule) sind SchüIer in Schulen mit dem Bildungs-
ziel "Mittlerer Abschluß', (Realschulabschluß,
Fachoberschulreife, Fachschulreife u.a. ) zuzuord-
nen. Zu diesen S.chuLen zählen Abendrealschulen,
Realschulzweige der Gesamt- und Sonderschulen so-
wie Berufsaufbauschulen in Vol,l- und Teilzeitform.

Unter SchIüsseL "3" (Gymnasium,/Fächober schule )

sind hier alle Schüler in Einrichtungen mit dem
Bildungsziel "Fachhochschulreife, Hochschulreife',
zu signieren. Zu diesen Einrichtungen gehören auch
die Fachgymnasien, beruflichen Gymnasien, Abend-
gymnasien, Kollegs, Technischen Oberschulen
(Baden-Württemberg), Berufsoberschulen (Bayern)
sowie die Gymnasialzüge an Gesamt- und Sonder-
schul en .
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Frage-Nr ErIäuterung

Integrierte Gesamtschul en (Sch tüsseL "4") sind
Einrichtungen mit stufenmäßigem Aufbau (Primar-
stufe, Sekundarstufe I und II). In der Sekundar-
stufe ,I $rerden alte SchüIer - ohne Zuordnung zu

einer bestimmten Schulart - geneinsam'unterrich-
tet. Dazu zählen auch die Freien !{aldorfschulen.
Der Besuch der Sekundarstufe II ist mit Schlüssel
"3" anzugeben.

Berufs fachschul enltserufsgrundbildunqs- und Berufs-
vorbere i tung sj ahr (SchIüssel "5") sind Einrichtun-
gen mit Vol.Izeitunterricht, die im Rahnen der aII-
gemeinen zwöIfjährigen Schulpflicht besucht werden
und die vorrangig der Berufsvorber.eiEung, der Be-

rufsg.rundbildung sowie der Berufsäusbildung die-
nen. Dazu zähIen auch Einrichtungen des Berufs-r
grundbildungs- und Berufsvorbereitungsjahres an

Berufsschulen, Iiandelsschulen, Kollegschulen
(Nordrhein-Westfalen), Berufskollegs, Pflegevor-
schulen an Krankenanstalteni Krankenpflegeschulen
hingegen sind unter SchIüsseI "6" nachzuweisen'
SchüIer im Berufsgrundbildungsjahr der koopera-
tiven Form sind unter "9" (Berufsschule) zu er-
fassen.

Bei den Fachsch ulen (Schlüssel "5") handelt es sich
um Einrichtungen mit voII- und Teilzeitunterricht,
die der beruflichen Fortbildung dienen. Sie werden

nach einer bereits abgeschlossenen' Berufsausbil-
dung und praktischen Berufserfahrung, teilweise
auch nach tangjähriger präktischer Arbeitserfah-
rung oder mit dern Nachweis einer fachspezifischen
Begabung besucht. Hierzu zäh1en z'B' Techniker-
schulen, MeisEerschulen, Fachakademien, Berufsaka-
demien, Bergingenieurschulen (die nicht Fachhoch-
schulen sind), Ausbildungsstätten für nichtärzt-
Iiche Heilberufe wie Krankenschwestern, Hebammen'

BademeisEer u.ä. Berufe.
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Fraqe-Nr. ErI äuterung

Die Fachhochschulen (SchIüsse1 ',7" einschl.)-
Verwaltungsfachhochschulen - sind größtenteils aus
früheren Ingenieur-, Verwaltungs- oder Höheren
Fachschulen hervorgegangen. Das Fachhochschul_
studium setzt in der RegeI die Fachhochschulreife
voraus. Die Ausbildung erfolgt in der Regel als
Präsenzstudium in Vollzeitform, in vielen Studien_
gängen unter Einschlufj berufspraktischer AusbiI_
dungsabschnittei es gibt aber auch [.ormen des be_
rufsbegleitenden Teilzeit- oder Fernstudiums. Das
Fachhochschulstudium führt zu einer Diplonprüfung
(früher Graduierung).

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des
Fachhochschulb ereichs einer q1e, so
ist hier SchIüsseI',7', einzutragen.

chulen Iüsse1 bereiten auf Tätig-
keiten vor, die die Anwendung wissenschaftlicher
Erkenntnisse und Methoden oder die Fähigkeit zu
künstlerischer Gestaltung erfordern. Zu den wis_
senschaftlichen Hochschulen gehören die Universi_täten (einschI. der gleichrangigen Einrichtungen,
wie medizinische, Sport- und technische Hochschu_len), pädagogische und theologische Hochschulen.
Kunsthochschulen sind die Hochschulen für Bildende
Künste, cestaltung, Musik, Film und Fernsehen. Das
Hochschulstudium setzt in der Regel die allgemeine
oder fachgebundene Hochschulreife voraus. Die Aus_
bildung erfolgt in der Regel aIs präsenzstudium inVoLlzeitform, in vielen Studiengängen unter Ein_
schluß berufspraktischer Ausbildungsabschnitte; esgibt auch Formen des berufsbegleitenden Teilzeit_
oder Fernstudiums. Den Studienabschtuß bitden
Hochschulprüfungen (Dip1om, Magister, promotion
usw.) oder Staats- bzw. kirchliche prüfungen.

Hochs
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Erage-Nr. Er1äuterung

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des

schul ichs ei,ne sarnthochs e so ist
hier SchIüsseI "8" einzutragen'

Berufsschulen (Schlüsse1 "9") sind Einrichtur(gen
mit Teilzeit- oder Blockunterricht, die im Rahmen

der dreijährigen Teilzeit- bzw' BerufsschulPflicht
besucht werden mit dem ziel, die Allgeneinbildung
der Schüler zu vertiefen und die für den Beruf er-
forderliche fachtheoretische Grundausbi'ldung zu

vermitteln. Sie werden in der Regel von Jugend-
lichen nach Erfül1ung der Vollzeitschulpflicht bis
zum vollendeten 18. Lebensjahr oder bis zum Ab-

schluß der Praktischen Berufsausbildung besucht'
Schüler des Berufsgrundbildungsjahres in vollzeit-
schulischer Form sowie des Berufsgrundbildungsjah-
res werden bei Berufsfachschulen (SchIüsse1 "5")
nachgewiesen.

Erwerbs- bzw. berufstätig sind aIle Personen' die
der B htswoche 18. - 24.

- in einem Arbeits-/Dienstvr:rhältnis stehen (auch

Soldaten, Wehrpflichtige und Zivildienstleistende)
- selbständig ein Gewerbe, einen freien Beruf'

eine Landwiit§chaft oder ähnlichen Betrieb be-

tr.eiben oder im Familienbetrieb rnitarbeiten
- in einem Ausbildungsverhältnis stehen

- geringfügige oder gelegenEliche Tätigkeiten aus-

üben.

Hierzu zählen auch Personen, die
- nornalerweise erwerbstätig sind, aber in der Be-

richtswoche z.B. krank oder im UrIaub (auch
Erziehungsurlaub) waren

2 /24 Erwe rbs-rl
Berufs-
tät igkeit
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Frag e-Nr .

2/2s Landwirt-
schaft I i che
Mithilfe

ErJ-äuterung

- ihre Tätigkeit nur für eine geringe Stundenzahl
ausüben (evtl. nur eine Stunde pro Woche)

- als mithelfende Familienangehörige ohne förm_
Iiches Arbeitsverhältnis in Betrieb eines Haus_
halts- bzw. Familienmitgliedes mitarbeiten

- sich als Rentner noch etwas hinzuverdienen
- sich aIs Arbeitslose neben Arbeitslosengeld/

-hiIfe noch etwas hinzuverdienen.

Ehrenamtl iche Tätigkeiten, z.B. als Schöffe, Vor-
sind nicht zu erfässen.mund oder Stadtverordneter,

Regelmäßige Tätigkeit: Die Tät,igkeit wird in re_
gelmäßigen Zeitabständen ausgeübt (2.B. täg1ich,
einmal wöchentlich , zwei Tage im üonat).

Gelegentliche Tätigkeit: Der Ervrerbstätige wird
nur nach Bedarf eingesetzt, oder er sucht sich nur
eine Arbeit von kurzer Dauer (2.8. Ferienjob).
Eine ge'legentliche Tätigkeit soII nur dann angege_
ben werden, wenn sie in der Berichtswoche auch
tatsächlich ausgeübt wurde. Einmalige fätigkeit
nur in der Berichtswoche gilt als getegentlich.

Aufgrund der bisher gemachten Erfahrungen weisen
wir noch einmal ausdrücklich darauf hin, daß für
aIle Haushaltsmitgtieder, die hier angeben, er_
werbstätig zu sein, auch die Fragen im Teil ,,Er_
werbstätigkeit, Arbeitsuchende,,, zu beantworten
sind.
Bitte nehmen Sie hier jede in der Berichtswoche
geleistete Arbeit in einem vom Haushalt bewirt_
schafteten landwirtschaftlichen Betrieb auf, auch
wenn es sich nur um gelegentliche Landwirtschaft_
liche Hilfe gehandelt hat.
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Fr a9 e-Nr

2/ 26 Arbe i tsuche
als Nicht-
erwerbs-
tät ig er

Arbe i ts uche
aIs Erwerbs-
tät iger

Erl äuterung

Landwirtschaf tl iche Arbeiten sind z.B. !'eldarbeit,
Arbeiten bei der Tierhaltung, aber auch Büro-
arbeiten!.

H auswirt schaftl iche Arbeiten sind aIle Verrichtun-
gen im Haushalt für die Beköstigung und sonstige
Versorgung cler Familie des Betriebsinhabers' Sie

sind hier nicht anzugeben.

Diese Frage ist nur zu beantworten, vJenn die Fra-
gen 2/24 und 2/25 mit "Nein" beantwortet wurden'
Bitte stellen Sie die Frage an a1le Nichterwerbs-
tätigen im Alter von 15 Jahren und mehr,
auch an SchüIer und Rentner'

nine Tätigkeit ist freiwil)'ig unterbrochen z'B'
von Hausfrauen, die früher einmal erwerbstät'i9
waren und jetzt wieder eine Berufstätigkeit
suchen, oder von Handwerkern, die eine }leister-
schule abgeschlossen haben und jetzt eine neue Ar-
beitsstelle suchen-

wenn die Fragen 2/24 oöer 2/25 ni-t "Ja" beantwor-

tet wurden, stellen Sie bitte diese Frage zu einer
evtl. Arbeitsuche.

2/ 28 Arbe itslos A1s arbeitslos geIEen nur solche Personen''die
normalerweise erwerbstätig sind und z'z' nur vor-
übergehend - da sie noch keinen neuen Arbeitsplatz
gefunden haben - aus den Erwerbsleben ausgeschie-
den sind, sowie Schulentlassene, die sich um eine

Lehr-/Arbeitsstelle benühen' Die Bezeichnung "ar-
beitslos" 9i1t auch, wenn man nicht beim Arbeits-
amt gemeldeE ist Oder wenn nan zwar gemelclet ist '
aber kein Arbeitslosengeld,/-hilfe bezieht (Sig-

nierziffer "2" ).
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Frage-Nr.

Personen, die normalerweise keinen Erwerb nach_gehen, z.B. Ehefrauen ohne eigenen Beruf, geltennicht als arbeitslos.

In bestimmtem Rahmen ist es erlaubt, daß Arbeits_lose, auch wenn sie Arbeitslosengeld bzw. _hilfe
erhalten, sich noch etwas dazuverdienen. I,tachenSie dann für diese Erwerbstätigkeit auch Angabenim Teil "Erwerbstätigkeit,/Arbeitsuchende,,.

Hat sich ein Haushaltsmitglied als arbeitslos be_zeichnet ("1,' oder "2,'), so sind auch die Fragenüber die Arbeitsuche zu beantworten.

Er 1äuter ung

Die Fragen 2/29 bis 2/33 sind für alle Arbeit_suchenden und Arbeitslosen zu beantworten, d.h.wenn die Frage 2/26, 2/27 oder 2/2g mit ,Ja,, be_antwortet wurde.

Kommen mehrere Arten der Arbeitsuche in Betracht,so geben Sie bitte die beiden r,vichtigsten Artenentsprechend ihrer Bedeutung an.

Von Personen, die Arbeitslosengeld,/:hilfe erhal_ten, ist in jedern Falle Arbeitsamt (,,1,,) inSpalte 2/29 einzutragen. Werden darüber hinausweitere Möglichkeiten der Arbeitsuche genutzt,
so werden diese in Spalte 2/30 notiert.
Private Vermi t1 tragen Sie bitte dann ein,wenn über eine perso nalberatung oder ähnliche Eir.richtungen Arbeit gesucht wird

2/2e - 2/3

.2'/29, 30
Art der
Arbe itsuche

Die Arbeitsucheüber Freunde Bekannte oder Ver_wandte gilt dagegen aIs, persönliche Verbindung
( "6 " ) .



Frage-Nr.

2/ 31 Art der
ge suchten
Tät i9 keit

Verfügbar-
ke it

Dauer der
Arbe i ts uche

che NI au nomme

AlsdirekteBewerbung('.5'.)siltdieunmittelbar
vom Arbeitsuchenden ausgehende schriftliche' tele-

fonischeoderpersönlicheBewerbung,dienichtauf

Er Iäuterung

a
ist nur dann anzu-
chlich eine Arbeit
tz wechseln nöchte,
egenheit bzlw. Zeit

ein Inserat, die Vermittlung durch das 'Arbeitsaht
oder durch Bekannte u'ä' erfolgt'

geben, wenn eine Person tats
aufnehmen bzw. den ArbeitsPla
aber zur Suche noch keine Gel

hatte.

Bitte beachten Sie, daß eine Person' die eine

Ä-rbeitnetirnertätlgkeit sucht (Tätigkeit a1s Arbei-

ter, Angestellter, Auszubildender oder'auch aIs

Beamter) auch angibt' ob sie qine Vollzeit- oder

Teilzeittätigkeit sucht'

Diese t'rage rst von allen Personen zu beantworten'

die die Arbeitsuche bereits aktiv aufgenonmen

haben.

Beachten Sie, daß die Verfügbarkeit für die Be-

richtswoche (,,sofort") oder die 3we:i nachfolgenden

Wochen erfragt wird'

Wurde die Arbeitsuche (von Arbeitslosen) durch

einezwischenzeitlicheTätigkeitoderauchlängere
Krankheitunterbrochen,Soistnurdienachdiesen
Ereignissen folgende zeic aIs Dauer der Arbeit-

suche anzugeben' Achten Sie darauf' daß nur die

Dauer der Suche, die vor dem Berichtsstichtag
(20. April)liegt, angegeben wird'

Für Personen, die die Arbeitsuche noch nicht auf-

genommen haben, bleibt diese Frage unbeantwortet'
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Fr ag e-Nr

3/1 3 Be end ig ung
der
Ietzten
Tät igke it

3/ts Grund für
Beend ig ung

Er Iäuter ung

Diese Frage ist nur zu beantworten, wenn eine per-
son z.Z. nicht erwerbstätig ist (Frage 2/24 ond
2/25:. *Nein,), gleichgüItig, ob sie eine Erwerbs_
tätigkeit sucht oder nicht.

Wenn eine nichterwerbstätige person bereits früher
einmal erwerbstätig war, geben Sie hier bitte an,
wann diese Tätigkeit aufgegeben wurdel auch wenn
dieser Zeitpunkt schon viele Jahre zurückIiegt.

Treffen mehrere Gründe für die Beendigung der
Ietzten Tätigkeit zu, lassen Sie sich bitte den
wichtigsten angeben.

Fi rma ,
Betr ieb

Zweite
Er we r bs-
tät igke it

ARBEI

Hier tragen Sie bitte den Namen der Firma, des Ar-
beitgebers, der Dienststelle, des Geschäftes. der
Praxis, des eigenen Betriebes ein; bei dem das je-
lveilige Haushaltsmitglied beschäftigt ist. Verwen-
den Sie bitte keine nur örtlich bekannten Kurzfor-
nen der Firmennamen. Der Name der Firma ist ein
Hi1 f sme rkmal und dient ausschließ lich der genauen
Zuordnunq des Wirtschaftszweiqes .

Eine zweite Erwerbstätigkeit liegt vor, wenn in
der Berichtswoche neben der Haupterwerbstätigkeit
eine weitere Tätigkeit ausgeübt wurde, gleichgü1-
tig, ob diese regelmäßig oder nur gelegentlich aus-
geübt wi rd.

Die Mithilfe in einem vom Haushalt bewirtschafte-
ten landwirtschaftlichen Betrieb neben der norma_
len Tätigkeit z.B. gilt als zweite Tätigkeir.
Zweite Tätigkeiten sind oft sogenannte Nebener-
rerbstätigkeiten (ob Entgelte Zu versteuern sind
oder nicht., ist unbedeutend):

3/tz Fr ühe re
Erwe rbs-
tätigke it
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Frage-Nr.

Stellung
im Beruf

ErIäuter ung

Wenn diese Frage bejaht wird, müssen alle nicht
durchkreuzten Spalten in der Zeile "Zweite gegen-

wärtige Erwerbstätigkeit" für diese 2' Erwerbs-

tätigkeit beantwortet werden' Vergessen Sie bitte
nicht, die Eintragung der "Lfd' Iir' der Person im
Haushalt" in der Vorspalte vorzunehmen'

Bitte machen Sie mö9lichst genaue Angaben zum

Wirtschaftszweig. Richten'Sie sich nach dem über-
wiegenden wirtschaftlichen Schwerpunkt des örtli-
chen Betriebes ( nicht des Unternehmens) , in dem

die einzelnen Haushaltsnitgtieder beschäftigt
sind. Umfaßt ein Betrieb mehrere Aufgabengebiete'
so ist das überwiegende Betätigungsfeld der ört-
lichen Einheit anzugeben.
Beispiel€: werkzeugmaschinenfabrik (nicht Fabrik)'
Lebensnitteleinzelhandel (nicht Hande1) . Gymnasium

(nicht öffentlicher Dienst) .

Zivitdienstleistende geben den Wirtschaftszweig
des Betriebes, der Firma an, in dem (der) sie
ihren Zivildienst leisten.

Beschäftigt ein Selbständiger nur Mithelfende Fa-

milienangehöri9e (ohne Lohn,/Gehalt), tragen Sie

bitte Selbständiger ohne Beschäftigte ("0") ein'
Zu den Selbständigen zählen auch Hausgewerbe-

treibende.
Wenn jemand im Betrieb eines.Verwandten ohne Lohn

oder Gehalt mithitft und für diese Tätigkeit keine
Pftichtbeiträge zur Arbeiter- oder Angestellten-
rentenversicherung zahlen muB, ist er sogenannter
M i thel fende r Familiena ngeh6 riger. Haushaltsmit-
glieder, die sich a1s lrlithelfende Familienange-
hörige bezeichnen, jedoch rentenversicherungs-
pflichtig sind, sind aIs Arbeiter oder Ange-

stellte zu zählen, je nachdem, ob sie Beiträge

3/b Wirtschafts-
zweig



Fr ag e-N r ErIäuterung

zur Arbeiter- oder Angestelltenrentenversicherung
entr ichten

AIs Beamte zählen auch Beamtenanwärter, Beamte im
Vorbereitungsdienst, Geistliche und Beamte der
Römisch-Katholischen Kirche und der Evangelischen
Kirche in Deutschland.

Die Bezeichnung "Beamter" wird häufig auch für An_
gestellte verwendet, so z.B. bei Versicherungs_
beamten, Bankbeamten, Betriebs- und Sozialbeamten.
In diesen Fällen tragen Sie Angestellte r ( "4 " ) eln.
fnd er Regel werden Sie aus dem Namen der Firma
erkennen können, ob die Bezeichnung Beamter bei
der betreffenden Erwerbstätigkeit in einem solchen
Sinn gebraucht worden sein kann oder nicht. In
Zweifelsfällen fragen Sie die Auskunftsperson bitte
nochmals genau.

Arbeiter ( "5 " sind sowohl Facharbeiter als auch
angelernte Arbeiter und Hilfsarbeiter.
AIs Auszubildende gelten auch praktikanten, Volon_
täre und Schüler an Schulen des Gesundheitswesens,
die gleichzeitig praktisch ausgebildet werden.
Handwerklich und landwirtschaftlich Auszubildende
zählen zu den gewerblich Auszubildenden.
Berufsso ldaten haben sich auf Lebenszeit zurn !,Iehr-
dienst verpflichtet.
Zeitsoldaten sind diesen gleichgestellt; ihre Ver-pflichtung ist jedoch auf eine bestimnte Zeit be_
schränkt (2, 4,8 oder 12 ilahre).
Wehrd ienstleis.tende sind Personen, die nach Been-
digung ihrer Schulzeit bzw. Ausbildung ihren Wehr_
dienst in der Bundeswehr von derzeit l5 Monaten
ablei sten .
Z ivi ldienstle i stende lehnen den Dienst mit der Waf-
fe ab und verrichten anstelle des Wehrdienstes ei_
nen Zivildienst vorrangig im sozl_alen Bereich.



3/ 11 Ar be it s-
vertrag

Frage-Nr.

Vo11-
zeit/
Te i1-
ze it

-2b

Er1äuterung

wenn eine Tätigkeit zeitlich befristet ist, wird
der Ablauf des ArbeitsverhäItnisses im altgemeinen
im Arbeitsvertrag vereinbart , z'B' saisonbedingte
tätigkeit, spezieller Ausbildungsvertrag, Jahres-
vertrag, werkvertrag, AEIri-vertrag (Vertrag im Rah-

men der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Bundes-

regierung). Beachten Sie aber bitte auch, daß ein
Arbeitsvertrag auch durch mündliche Absprache zu-
standekommen kann.

Lassen Sie diese Frage bitte auch beantv''orten'
hrenn nur eine gelegentliche Tätigkeit vorliegt'
Liegen mehrere Gründe für eine Teilzeittätigkeit
vor, iragen Sie die niedrigste Signierziffer ein'

Bei der normalerweise geleisteten Arbeitszeit sind
gelegentliche oder einmalige Abweichungen nicht zu

berücksichtigen (2.B. UrIaub, Krankheit, gesetz-
liche Feiertage, Überstunden, Kurzarbeit)'
Wechselt die Arbeitszeit häufig oder arbeitet ein
Befragter nur 9S!s9Sn!f:SE, bitten Sie um Angabe

der durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit für
einen längeren Zeitraum.

Der Zeitaufwand für den Weg zur Arbeitsstätte ist
kein TeiI der Arbeitszeit- Für Lehrer zählt auch

der zeitaufwanil für die Unterrichtsvorbereitung,
die Teilnahme an Lehrerkonferenzen usw' mit 'zur

Arbeitszeit; ebenso gilt Arbeitsbereitschaft als
Ar beits ze it.
Bei Mithelfenden Familienangehörigen darf nur der
zeitaufwand für belti§lt!§he Arbeiten, nicht der
für hauswirtschaftliche Arbeiten, berücksichtigt
werden.

Die "normale" Arbeitszeit kann bei Arbeitnehmern
z.B. von der tarifvertraglich vereinbarten Ar-

3/1e 21
be its -

zeit
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Fr age-Nr

3/22 -
'a ts i che

Arbei ts ze i t

Grund für
Abweichung der
Arbe i tszeit

Er Iäuterung

beitszeit abweichen, wenn sie
lich Überstunden leisten.
Beträgt die Arbeitszeit 3g,5 Stunden, so ist,,3g,,
einzutragen.
Personen im Erziehungsurlaub, d,ie z.Z. keine

Tätigkeit ausüben, geben die vor Antritt des Er_
ziehungsurraubs normalerwei-se geleistete Arbeits-
zei-t an.

Zur zwei.ten gegenwärti gen Erwerbs tätiqke it:

regelmäcig wöchent-

Analog i st bei der Angabe für eine evtl. vorlie_
gende zweite Erwerbstätigkeit zu verfahren.
Von Personen, die neben einer z$reiten Erwerbstä_
tigkeit noch eine weitere Tätigkeit (3. Erwerbs_tätigkeit) in der Berichtswoche ausgeübt haben,
sind die Stundenangaben der 2. !-!q 3. Erwerbstä_tigkeit zu addieren und bei aerlieiten Erwerbs_
tätigkeit einzutragen

Bitte tragen Sie hier die in der Berichtswoche
(18 . - 24. April 1988) tatsachlich geleistete Ar_beitszeit ein. Hierzu zählen auch überstunden.Urlaubs- oder Krankheitstage und andere AusfaII_tage (siehe Erage 3/25,26 ) zählen nicht zur tat_sächli chen Arbeitszeit.

Diese Frage ist zu beantworten, wenn die Arbeit.s_zeit des Erwerbstätigen in der Berichtswoche kür-zer oder länger war, a1s es der normalen Arbeits_zeit entspricht.
Nennt man Ihnen mehrere Gründe gleichzeitig füreine Abweichung, tragen Sie bitte die niedrigsteSignierziffer ein.

('02',)wird in der Hauptsache bei Ougenalichen und beiBeschäftigten in Betrieben oder Tätigkeiten nit
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Frage-Nr. Er I äu terung

besondererGesundheitsgefährdungeinzutragensein'
wenn unter bestinmten Voraussetzungen Freizeit zu

gewähren ist oder eine jeweils festgesetzte
wochenarbeitszeit nicht überschritten werden darf '
Beachten Sie bitte, daß auch Arbeitsfreistellungen
werdender oder niedergekommener Mütter den Ar-

beitsschutzbestimmungen zuzuordnen sind'

ArbeitsstreitigEeiten ("04") trifft zu für Streiks
und AussPerrungen.
Schlechtwetterlaqe (u05") komlrrt hauPtsächlich in
d"t A"uindustrie und der Landwirtschaft vor'
Kurzarbeit ("06") kann nur bei abhängig Beschäf-
tigten - also bei Arbeitern und Ange stellten - an-

geordnet werden, r',enn z'B' wegen Auftragsmangels
weniger gearbeitet werden kann'
Arbeit.saufnahrne(u07")wäredanneinzutragen'wenn
eine neue Tätigkeit in der Berichtswoche' z'B' am

Mittwoch, aufgenommen wurde'

Umgekehrt ist bei einer Beendigung im Laufe der

Berichtswoche ohne sofortige Aufnahme einer neuen

Tätigkeit n08" anzugeben'
Idu Aus- rTei einer

Fortbildung (Schlüsselzahl "10"
zugeben, wenn diese nicht inner

) ist nur clann an-
halb des Betriebes

stattfindet. Für Auszubildende' die am Berufs-
schulunterrichtteilnehmen,trifftdieseKategorie
nicht zu.

Für Personen im Erziehungsurlaub' die keine Tätig-
keit ausüben, ist sonstige Gründe für niedriqere
Arbeitszeit ( "1 1') einzutragen'
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Fr age-Nr

3/ 2l Ar be i tsort

3/28, 29
Bu nde sI and

/30 Ent fernung

zeitaufwand

Ve rkehrs-
mittel

ErJ.äuterung

hrohsitzgemeinde ist die Gemeinde, von der aus derErwerbstätige zur Arbeitsstätte, der Schülerr/SEu_dent zur SchuIe bzw. Hochschule geht (kann auch
der zweite I,trohnsitz sein).

Geben Sie bitte für En^rerbstätige a1s Arbeits_ort den Ort an, an dem sie arbeiten, also nicht
den Ort, an dem die Firma ihren Hauptsitz hat,
r,renn sie in einer ZweignJ_ederlassung tätig sind.
Bitte beachten Sie, daß im Rahmen der Gebietsre_
form meist mehrere früher selbständicie Gemeindenzu einer Großgemeinde zusammengeschlo.Ssen wurden.
Liegen lrlohnsit.z und Arbeitsort in verschiedenen
Ortsteilen der heutigen croßgemeinde, ist ,,inner_
halb der trlohnsitzgeneinde" (Signatur ,, 1 ,,) einzu_tragen.

BerufsschüIer müssen den Ort der Arbeitsstätte und
nicht den der Berufsschule angeben.

Wenn !,Iohnsit.zgemeinde und Arbeit.sstätte bzw. Schu_
Ie im gleichen Bundesland Iiegen, Iassen Sie aiese
F'rage unbeantwortet.

Für Personen mit wechselndem Arbeitsort (2.B, Ver_treter, Reisende) ist hier zi.ffer,'g', einzutraqen.
Bitte Iassen Sie sich hier den durchschnittlichen
Zeitaufwand bei normaler Verkehrssituation angeben
(keine Extremwerte) .

Tragen Sie hier bit,te ein,, welches Verkehrsmittel
das einzelne Haushal-tsmitglied für den Iängsten
I'eiI der wegstrecke benutzc, wenn es mehr als einVerkehrsmlttel benutzt.

(HOCH-) SCEULE
ORT UND WEG Z UR ARBE ITSST,AETTE
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Er 1äuterungFrage-Nr.

4 /12 Kranken-
kasse/
-vers i-
cherung

Betr iebsk ankenkasse. de! Bundesbahn , BundesPostr
und des B undesve rkehr smi ni steriums
- Beamte, die in dieser Betriebskrankenkasse ver-

sichert sind, geben hier Ziffei "7" (private
Krankenversicherung ) an'

- Angestellte und Arbeiter in dieser Betriebskran-
kenkasse erhalten hier die ZLffet "2" (Betriebs-
krankenkasse).

In der Landwi rtschaftli chen Kr ankenkasse ("6")
sind aIIe Unternehmerder Land- und Forstwirt-
schaft, die Mithelfenden Familienangehörigen nach

Vollendung des 18. Lebensjahres' Altenteiler u'ä'

versichert

Die Sig natur "9 " ist nur dann elnz utr aqen , wenn

eine Person Anspruch auf Krankenversorgung ohne

ein direktes Versicherungsverhältnis mit einer
Krankenversicherung hat' Dieses wird zwischen dem

zuständigen Amt und der Versicherung Pauschal be-

gründet (2.8. für sozialhilfeempfänger' Kriegs-
schadenrentner, Empfänger von Unterhaltshilfe aus

dem Lastenausgleich uncl deren abhängige Ange-

höri9e).
Die freie Heilfürsorge der Polizei kann von ver-
schiedenen GruPpen in Anspruch genommen werden'

z.B. von Bereitschaftspolizisten in Ausbildung'
aber auch von Stammbeamten in den Besoldungsstufen
A 5 bis A 9. Darüber hinaus gibt es in den Bundes-

Iändern unterschiedliche Regelungen'

Freie Heilfürso rge der Bundesweh5 ("9")
A1le §qllglgg (wehrpflichtige, Zeit- ,/Be ruf sso Ida-
ten, Wehrübende) unterliegen der nFreien Heilfür-
sorge der Bundeswehr" ' Die Freie Heitfürsorge
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Fr ag e-Nr

4 /tt Versiche-
rungsver-
hältnis
in der KV

Er 1äuter ung

kennt jedoch keine Mitversicherung der abhängigen
Familienangehörigen.
Angehörige von Zeit-,/Berufssoldaten müssen sich
daher selbst versichern.
Angehörige von I'iehrpflichtigen sind weiterhin
(wenn sie nicht selbst versichert sind) aIs Fami-
Iienmitglied mitversichert, und zwar in der Kran-
kenkasse, in der der !{ehrpflichtige vor seiner Ein_
berufung versichert war.
Angehörige von Wehrübenden sind wie Angehörige von
Wehrpflichtigen zu behandeln. (Die Krankenver_
sicherung der Wehrübenden Iäuft für die zeit der
Wehrübung weiter).

Abgesehen von "geringfü9i9 Beschäftigten', (siehe
4/15 ) sind grundsätzlich alle Arbeiter pflichtver_
sichert ('1 ").
Angestellte sind nur dann pflichtversichert, erenn
ihr monatliches Bruttoeinkommen 4 500 DM - jähr_
liches Einkommen 54 COO DM - (seit l. Januar 19gg)
nicht übersteigt. Liegt ihr monatliches Einkommen
darüber, so sind sie freiwillig versichert, können
(in seltenen Fällen) aber auch in einer privaten
Krankenversicherung versichert sein. Versicherte
in einer ivaten Krankenversicher stehen immer
in einem freiwilligen VersicherungsverhäItnis.
Beamte in der Betriebskrankenkasse der Bundesbahn
und -post sind freiwillig versichert (Ziffer ,,2,,).
Arbeitslose, die Arbeitslosengeld,/-hilfe beziehen,
sind pflichtversichert in einer gesetzlichen Kran_
kenversicherung.
Er zi ehung surlauber die vor Antritt des Erzie-
hungsurlaubs selbst in der gesetzlichen Kranken_
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Fr ag e-Nr .

Zu sätz1 iche
pr ivate
Kr anke n-
versiche-
rung

Er 1äuter ung

kasse versichert waren, für die Dauer dieses
Urlaubs aber keinen Beitrag zahlen, gelten weiter-
hin aIs selbst versichert.
Wenn eine Familie Anspruch auf Sozialhilfe hatr
beachten Sie bitte, daß auch minderjährige Fami-

lienangehörige einen eigenen Anspruch haben, so

daß auch für diese die Signierzlffer "4" einzu-
tragen ist.
Die Eintragung "4" oder "5n setzt unbedingt "9" in
der Vorfrage voraus.

i{enn eine Person Anspruch auf freie He i Ifür so rg e

der Polizei usw. hat, können die Familienangehöri-
gen nicht bei dieser Person mitversichert sein'
Vielmehr ist die Ehefrau selbst pflichtversichert
aufgrund einer eigenen Tätigkeit oder freiwillig
versichert. Die Kinder dieser Ehefrau können bei
ihrer Mutter mitversichert sein'

Richten Sie diese Frage bitte an aIle Haushalts-
mitglieder, die angegeben haben, daß sie kranken-
versichert sind.

wenn Haushaltsmitgliecter zusätzliche Teilversiche-
rungen abgeschlossen haben, die z'B' AnsPruch auf
Tagegeld bei Krankenhausaufenthalt beinhalten'
vermerken Sie bitte ".ra" ( 1 ).
Auch als Mitglietl einer privaten Krankenversiche-
rung kann man eine zusätzliche private Kran*enver-
sicherung abschließen.



- 33 -
Fr age-Nr

Pf 1 ichtver-
sichert am

St i chtag
in der GRV'

Er I äu terung

(F) RENTENVERSICHERUNG

Pfllchtversichert in der gesetzlichen Rentenver_
sicherung (GnV) sind hauptsächlich Arbeiter und
Angestellte (Ausnahme s.u.) r bestimnte Se]bständi_
ge (2.8. Hausgewerbetreibende) sowie Wehr_ und
Zivildienstleistende .

Arbeitslose gelten seit l. Januar l9g3 nicht mehr
in der Berichtswoche aIs pflichtversichert in der
GRV (die Zeit wird als Ausfallzeit gevrertet).

3 Tage Dauer) und Zivildi en st Ie istende
( für mind.
sind in dem

Zweig ren nvers icherunqspf I icht iq , dem sie vor
ihrer Einberufung angehörten. wer vorher nicht dergesetzlichen Rentenversicherung angehörte _ auch
nicht aIs freiwilliges Mitglied _ wird während
seiner Dienstzeit in der Angestelltenrentenver_
sicherung (BfA) pflichtversichert.
Folgende personengruppen gehören nicht z Kreis
der P i chtvers i erten:
- Bea und vergle ichbare Anq estel 1te mit Ie-

benslänglicher Versorgung nach beamtenrecht_
lichen Grundsätzen (sog. DO-Angestellte). Diesen
seltenen Angestelltentypus findet man bei So_
zialversicherungsträgern (Landesversicherungsan_
stalten, Berufsgenossenschaften, Orts-, fnnungs_
krankenkassen, Iandwj_rtschaftliche Alters_ und
Krankenkassen u.ä., nicht jedoch Ersatzkassen) .
Jedoch sind nicht aIIe dort beschäftigten Ange_
stellten auch DO-Angestellte! Der sog. ',Bank_
beamte" ist in der Regel rentenversicherungs_
pf lichtiger AngestelLter.

- Selbständige (Ausnahmen siehe oben) und Mithel-
e Fani e ohn ,rbe i t tr

Wer als Mithelfender Familienangehöriger einen
Arbeitsvertrag hat, ist sowohL in der Kranken_
versicherung als auch in der Rentenversicherung
pflichtversichert - es sei denn, er fiele unterdie genannten Ausnahmen. Mithelfende Fanilienan_
gehöriqe mit Arbcitsrrarrri^ cih^ -,,^h i- nL

I e aten h'ehrü
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Er Iäuterung

. schnitt "Erwerbstätigkeit, Arbeitsuchende" aIs
Angestell-te oder Arbeiter einzutragen und nicht
a1s Mithelfende Eamilienangehörige.

- Angestellte können von der versicherungsPflicht
befreit sein, wenn sie einen 9üItigen Befrei-
ungsbescheid der Bundesversicherungsanstalt für
Angestellte (BfA) besitzen. Es handelt sich
hierbei um einen sehr kleinen Kreis, der bis zum

31.12.196? nicht der Versicherungspflicht unter-
lag und der sich unter bestimmten Bedingungen
auch über diesen Zeitpunkt hinaus befreien las-
sen konnte. Nach dem Rentenreformgesetz haben
oiese Angestellten ab 1 . 1 - 1 973 aber wieder die
Möglichkeit, in di'e Angestelltenrentenversiche-
rung einzutreten.

- Geringfüg iq beschäftigte Arbeitnehmer sind auch
von der Rentenversicherungspflicht befreit' Eine

Erwerbstätigkeit wird versicherungsrechtlich
dann als eine geringfügige Beschäftigung bzw'

geringfügige selbständige Tätigkeit bezeichnet,
wenn sie nur "kurzfristig" ausgeübt oder 'nur
"geringfügig entlohnt" wird. Eine Tätigkeit giIt
im Jahr 1987 als:
- kurzfristig, wenn sie ini Laufe eines Jahres
' ihrer Eigenschaft nach oder im voraus vertrag-

lich auf eine Dauer von höchstens zwei Monaten
oder 50 Arbeitstage begrenzt ist.

- oerinqfüqiq entlohnt, wenn sie zwar laufend
oder in regelmäßiger Wiederkehr ausgeübt wird'
die vereinbarte Wochenarbeitszeit aber unter
15 Stunden liegt und das durchschnittliche Ar-
beitsentgelt regelmäßig im MonaL 440'- DI'l nicht
übersteigt.

- Personen, die sich im Erziehunqsurtraub befinden'
sind ebenfalls von der Rentenversicherungspflicht
befreit.

Wer am ErhebungsstiÖhtag arbeitsunfähig krank ist
und zu dieser Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt

mehr z ieht , ist nicht unter dieser Frage,sondern
ggf. unter den Folgefragen zu zähIen' Das gleiche
ailt fiir werdende Mütter und wöchnerinnen arn Erhe-
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Fr ag e-Nr

4/ 16 ,Pf 1i chtver-
sichert in
den letzten
i2 Monaten
in der GRV

4/ 17 Freiwi I I ig
ve rsi chert
in der cRV

Ute Be i tr äge
sei t
1 .1 .1924
in der cRV

Iir I äu t er ung

bungsstichtag, die aufgrund des Mutterschutzgeset_
zes nicht mehr beschäftiqt werden und zu dieser
Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt beziehen.
Auch Rentner können, wenn sie noch erwerbstätig
sind, in einer Rentenversicherung versichert sein.
Bitte beachten Sie, daß die Frage, ob ein Haus-
haltsmitglied Beiträge zur Altershilfe für Land_
wirte zahlt, hier nicht zu stellen ist,

Eine Pflichtversicherung in den Ietzten l2 Monaten
liegt dann vor, hrenn wenigstens ein pflichtbeitrag
in diesem Zeitraum entrichtet wurde, aber in der
Berichtswoche keine pfLichtversicherung mehr be_
steht, z.B. $renn sich.eine person selbständig ge_
macht hat oder in ein Beamtenverhälqnis übernommen
worden'ist.
gtenn die in den letzten 12 Monaten gezahlten Bei_
träge zurückerstattet wurden, tragen Sie dieses
frühere Versicherungsverhältnis bitte nicht hier
e in.

Bei dieser Frage sind Eintragungen vorzunehmen,
wenn Haushaltsmitglieder in den letzten 12 Monaten
vor der Berichtswoche nicht versicherungspflichtig
waren, sich aber freiwillig versichert haben, um
einen Rentenanspruch zu er$rerben
Auch hier sind rückerstattete Beiträge nicht anzu_
geben.

Hier geben Sie bitte an, ob Haushaltsmitglieder
in der Zeit vom 1.1.1924 bis ein Jahr vor der Er_
hebung irgendwann einmal Beiträge zur Rentenver_
sicherung gezahlt haben (2.8. wenn sie ihre Er-
werbstätigkeit aufgegeben haben, um sich der Er_
ziehung ihrer Kinder zu widmen).
Wenn Personen bereits eine Rente beziehen, sind
die früher gezahlten Beiträ9e zur Erlangung dieser
Rente hier nicht anzugeben.

Auch wenn frühere Beiträge zurückerstattet wurden,
tragen Sie sie ebenfalls nicht ein.
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Fr ag e-N r

Überwie-
gender
Lebens-
unterhalt

Er 1äuter ung

(L) UNTERHALT EINKOMMEN

Auch für Erwerbstätige muß die Erwerbstätigkeit
nicht die überwiegende Unterhaltsquelle sein (z'B
Auszubildende beziehen oft ihren Lebensunterhalt
von den Eltern).

Rentner, die noch erwerbstätig sind, können; je
nach Umfang der Leistungen, überwiegend von ihrer
Erwerbstätigkeit oder ihrer Rente leben.

Für Betriebsrenten aus e iner betrieblichen Alters-
versqlgung vermerkbn sie in den (wohl seltenen)
Fä1len, in denen diese die überwiegende Unter-
haltsguelle darstellen, die Signatur "3".

Ehefrauen, die z.B. aus einer "Nebentätigkeit" ein
geringes zusätzliches Einkommen beziehen, von dem

sie n.icht aliein leben können, geben hier Unter-
halt durch Ehemann ('4") an.

Regelmäßige Leistungen aus Lebensversicherungen
(einschl. der Leistungen aus den Versorgungswerken
für bestimmte Freie Berufe wie z.B. Ärzte, Apothe-
ker) sind als Unterhalt aus eigenen Vermögen ("5")
einzuordnen.

Stipendien sind bei'sonstigen Unterstützungen
(2.8. BAföG, Vorruhestandsgeld) " einzutragen.

Bei Personen, die sich aufgrund von Tarifverein-
barungen im Vorruhestand befinden, giIt das sog.
Vorruhestandsgeld weder als Einkornmen aus Erwerbs-
tätigkeit noch als Rente. Bezieht ein Haushalts-
mitqrlied seinen überwiegenden Lebensunterhalt aus
dem vorruhestandsgeld, so ist. "7" (Sonstige Unter-
stützungen (2.B. BAföG, Vorruhestandsgeld) ) einzu-
tragen.
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Fr age-Nr .

4 /20 4/2
öf fent 1 iche
Rente, Pension

Erl äu terung

Hier sind alle Renten der einzelnen Haushaltsmit-
glieder anzugeben, auch wenn sie davon nicht ihren
überwiegenden Lebensunterhalt bestreiten' Unter-
scheiden Sie nach eigenen versichertenrenten und

nach WiEweh-, Waisenrenten u.ä"

Eine eigene Rente bezieht ein Rentner aufgrund
seiner gezahlten Beiträge zu einer Versicherung'

Pensionen aus öffentlichen Kassen erhalten nur
Beamte und Personen', die unter Art' 131 Grundge-

setz falIen. Pensionszahlungen im Rahmen einer be-
trieblichen Altersversorgung werden hier nicht be-

rücksichtigt.

Zahl unq en an Hinterbliebene aus den Renfen lgen
ind in d s ten " twen- enrenten P n-

sionen usw." anzugeben.

Beachten sie bitte auch. daß Kinder selbst (ItaIb-)
haisenrenten erhalten und diese Renten nicht TeiI
der Rente der Mutter sind.

zu den "übrigen öffentlichen Renten" 9ehören
die Zahlungen der Altershilfe für Landwirte,
die Landabgaberente und das Altersgeld'

auch
also

Wenn jemand mehrere Renten nebeneinander erhäIt,
tragen Sie sie in der Reihen nach der Höh

des monatlichen Betrages ein. get.rennt nach eige-
ner bzw. witwen-, Waisenrente. Die Renten der Ge-
setzlichen Rentenversicherunq (BfA, KRV, LVA) sj-nd

bei Dreifachbezug von V?rsichertenrenten vorrangig
einzutragen.
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Frag e-Nr .

4/24,2s
PY vaEe und
sonstige Ein-
kommen

Er1äu te.r-ung

Wohngeld ("0") kann nur eine person im Haushalt
bez iehen.
Sozialhilfe (,'1,,) erhä1t jedes einzelne Haushalts-
nitglied, das die Anspruchsvoraussetzungen er-
füI1t, so daß auch Kinder Bezieher von Sozialhilfe
sein können.
Erziehungsgeld ist als ,,sonstige öffentliche Unter-
stützungr' ("3") einzutragen
Bezieher von Vorruhestandsgeld aufgrund von Tarif_
vert.rägen (AIter mindestens 5g Jahre) erhalten
diese Zahlungen vom früheren Arbeitgeber. Däher
ist dieses Einkommen den "Betriebsrenten,, ('t4,,)
zuz uortlnen.
Leistungen aus Versorgungswerken für bestimmte
Freie Berufe wie z.B. Arzte, Apotheker sind unter
"Leistungen aus der Lebensversicherung', (Ziffer
"7" ) einzutragen.
Private Unterstützungen (,,9,,) können z.B. auch die
Zahlungen sein, mit denen Ettern ihre auswärts
studierenden Kinder unterstützen, oder Stipendien
sowie AI imentationszahlungen.

Auch kleine Kinder können schon eigene private
Einkommen beziehen, z.B. aus Vermietung oder eige_
nern Vermögen. Diese Einkommen sind deshalb auch
bei den Kindern selbst einzuCragen.
Wenn jenand mehrere private Einkommen bezieht, tra_gen Sie diese bitte entsprechend ihrer Höhe ein.
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Frage-Nr.

4/26, 27
n

Tragen Sie bei
E inkomm.ensarten

Er I äu terung

dieser Frage bitte die Summe aller
für jede§ Hausha ltsnritqlied - also

auch für Kinder - ein.

Bitte beachten Sie, daß hier das Nettoeinkommen im

März 1988angegeben werden solI' also ohne Lohn-
steuer,, Kirchensteuer, Sozialversicherungsbeiträge
u.ä. aeträge.

Zpschüsse zun Vermögenswirksamen Sparen sind je-
doch den Nettoeinkommen zuzurechnen, ebenso vor-
schüsse , 99f. der vom Arbeitgeber getragene Anteil-
einer Werkswohnungsmiete u'ä. Beträge'
Auch Sachbezüge (Iiaturalbezü9e, DePutate) sind
hier anzugeben. Erhä1t ein Haushaltsmitglied von

seinem Arbeitgeber volIe S5g$sgggg und,/oder
Unterkunft, so slind folgende I'lerte - ggf ' zusätz-
lich zum Lohn - für die Sachbezüge einzusetzen:

Art des Sachbezuges MonatI ich

Freie Kost + Wohnung einschl.
Heizung und Beleuchtung

'Vol1e Kost
Wohnung nit Heizung und

Be leuchtung

DM 51 0r, --
Dvt 27 5 ,40

Dvi 234,60

Wird die freie Kost und l{ohnung nicht nur dem Ar-
beiEnehmer a11ein, sondern auch seinen Familienan-
gehörigen gewährt, so ist der Wert der Sachbezüge
zu erhöhen:

1. Für die Ehefiau um 80 t
2. t'ür jedes Kind bis zum

6. Lebens j ahr uln 30 t
3. t'ür jedes Kinh in Alter

von mehr als 6 Jahren um 40 B

Bitte beachten Sie, daß auch Kincler Einkünfte
haben können. Geciacht ist hierbei an 'daisenrenten,
Alimentenzahlungen und Ausbildungsbeihilfen'
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Frage-Nr. Er 1äuterung

Einkommen in ausländischer !,Iährung sind in Deut-
sche I'lark umzurechnen.

Hat ein Haushaltsmitglied Einkommen aus mehreren
der angeführten 0ueIIen, so sind die einzelnen Be-
träge zu addieren.
Trennungsentschädigungen, Auslösungen usw. gelten
nicht a1s Einkommen.

lla Selbständigen oft nur der Nettobetrag des ge-
salrten Jahres bekannt ist, nuß für diese Frage das
Jahreseinkommen durch 12 geteilt $rerden.

tür selbständige Landwirte bzw. l,iithelfende Fami-
lienangehörige ohne pflichtversicherung in der
Rentenversicherung brauchen Sie keine Angabe zur
Höhe des Einkommens zu machen (Signatur ,50,').
Die wichtigsten Einkommensquellen sind:

1. Lohn oCer GehaIt
2. Gratifikation (13. Monatsgehalt)
3. Unternehmereinkommen
4. die in den Fragen 4/20 - 25 genannten Ein-

komme nsarten
5. Ärbeitslosengeld,/-hilfe
6. Kindergeld

Die Beant$rortung dieser Frage ist freiwilliq
Bitte beanth/orten Sie diese prage auch für perso-
nen, die nicht mehi"verheiratet (aIso verwithret
oder qeschieden).sind. Für ledige personen Lassen
Sj-e die Frage unbeantwortet.

4 8, 2

Eheschl ießu ngs-
jahr
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V ,,URLAUBS- UND ERH INGSREISEN 1 /P,8"

V.1 ERLAEUTERUTIGEN ZUP. ERHEBUNG

Zur besonde n Beachtunq:
Die Erhebung findet nur in den 0,1 t-Auswahlbezirken statt- Das

Statistische Landesamt sagt Ihnen, ob Ihr'Auswahlbezirk dazugehört

Zwec« oEn BerRneurue
Der Reiseverkeür steIlt einen gesamtwirtschaft lich und geselI-
schaftspolitisch außerordentlich wichtigen Tatbestand mit stei-
gender Bedeutung dar. Rund 1,5 Mi11. arbeitsplätze hängen in der

Bundesrepublik DeutschLand direkt oder indirekt vom Tourismus ab'

Eine laufende Beobachtung von umfang und struktur des Reisever-
kehrs ist deshalb insbesondere für Regierung und Parlament uner-
1äß1ich. Entsprechendes zahlenmaterial dient dazu, die Notwendig-
keit politischer Maßnahmen erkennen und ihren Erfolg beurteilen
zu können. Hierzu zählen beispielsweise die staffelung der Ferien-
termine, die Lenkung der verkehrsströme, aber auch Maßnahmen zur
Verbesserung des Rechtsschutzes der Touristen wie das 1 979 verab-
schiedete Reisevertragsgesetz. Die Befragung so11 daher jährlich
durchgeführt werden und insbesondere Angaben über Reiseziele im

Inland und Ausland, benutzte Veikehrsmittel, den Reiseantritt in
den Hauptferienmonaten, zusätzlich bei Inlandsreisen, Dauer, Art
der Reise sowie Unterkunftsart liefern.

Auleeen EINES ERITEBUNGSBoGENS

Ein Erhebungsbogen ist für ieden Haushalt anzulegen, der in die
0rl t-Auswahl einbezogen wurde. Die Befragung richtet sich auch

an personen, die in Gemeinschaftsunterkünften leben. Private
Haushalte in Gemeinschaftsunterkünften werden wie normale Haus-

halte behandelt.

E rholu rienreisen dieserf

sind aIle Reisen, die fünf aufeinander folgende Taqe (gleichbe-
deutend mit vier aüfeinander folgenden übernachtungen) oder mehr

gedauert haben und nicht zu dienstlichen oder geschäftlichbn
zwecken unternommen worden sind. Hierzu zählen auch Kuren und

Verschickungen, verwandten- und Bekanntenbesuche, Ferienbesuche
von Kindern und auch Aufenthalte in einer zweitwohnung, wenn die
genannten Voraussetzungen erfü1It waren. Nicht zu berücksichtigen
sind dagegen Geschäfts- und Dienstreisen oder ?ihnliche Reisen,
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die in Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit standen oder der
Ausbildung für einen Beruf dienen sollten, und zwar auch dann
nicht, wenn sie in Verbindung mit einer Urlaubs- und Erholungs_
reise durchgeführt wurden.

Eine Urlaubs- und Erho lunqs rei se ist jedoch nur dann zu erfassen
(positive Beanthrortung der Leitfrage), wenn sie im Befragungs_
zeitraum, d.h. in der Zeit vom l.April des Vori ahres bis 31. ttärz
dieses Jahres , angetreten wurden. Reisen von Personen, die zum
Zeitpunkt der Befragung nicht mehr zum Haushalt gehören, bleiben
dabei unberücksichtigt (siehe auch Frage 2 b).

A1s ordnunqsangaben sind der Regierungsbezirk r 9?0, die Auswahr-
bezirks-Nr. sowie rfd. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk aus
der verteilungsliste zu übernehmen und in den oberen Teil des
Erhebungsbogens ei nzutragen.

EINTRAGUNGSTECHNIK FÜR STRI CHIVIARKIERUNGSBOGEN

rn den zusatzbogen zu den urraubs- und Erholungsreisen sind Antworten
teils 1n zLffern, teirs im strichmarkierungsverfahren einzutragen.
Das für das maschinelle Lesen von strichmarkierungen benutzte ,,Lese-
gerät" erkennt schrnrarze Markierungen, d.ie das Licht absorbieren und
nicht refrektieren. Eür die Eintragungen ist daher ein schwarzer Br_ei-
stift (Nr. 2) zu verwenden. Earbstifte oder Kugerschreiber sind unge-
eignet.

Die zutreffende Antwort wird durch einen Breistiftstrich im entspre-
chenden Markierungsfeld (zwischen den Klammern) gekennzeichnet, und
zvrar so, daß das Markierungsfeld weitgehend ausgefüI1t ist. Wurde
irrtümrich eine farsche Eintragunq vorgenommen, so ist die fehrer-
hafte Markierung sorgfältiq auszuradieren.

Ein verschmutzter Bogen darf nicht ver$rendet werden. Ein überschrei_-
ben der Markierungsfelder muß in jedem Fa1I vermieden werden.

Am Ende der Strichmarkierungsbogen befindet sich unter der über-
schrift "nur vom statistischen Landesamt auszufürren,' eine signier-
leiste. sie ist für die übertragung der vom rnterviewer eingetragenen
ZLffern j-n maschinell lesbare Normziffern vorgesehen. Sohreit das
statistlsche Landesamt keine besondere Anweisung gegeben hat, sind
daher hier vom Interviewer keine Eintragungen zu machen
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V, 2 EntAutenunoeu zu elruzelneru FRRern

Frage-Nr. Er Iäuterung

Zu den Fragen ist jeweils nur eine Antwoft zu

markiereni Mehrfachmarkierungen sind ausschließ-
Iich bei den ergänzenden ordnunqsanqaben in Frage

2c (Iftl. Nr.(n) der Person(en) im Haushalt' s'
auch Erläuterungen zu Frage 1 ) zulässig'

Anhand der Leitfrage soII festgestellt werden' ob

Haushaltsmitglieder im Berichtszeitraum Urlaubs-
und Erholungsreisen unternommen haben'

Bevor diese Frage jedoch gestellt werden kann' ist
darauf hinzuweisen, daß für die Erteilung dieser
Auskünfte ke ine VerP!Iichtung besteht.

a) Keine Auskunft
Verzichten aIIe Haushaltsmitglieder auf die
!{itarbeit an diesem Erhebundsteil der Befragung'
ist das Interview beendet' vergessen Sie aber

bitte nicht, eine entsprechende Markierung im
Erhebungsbogen unter Frage 1 einzutragen und in
die Spalte 25 cter Verteilungsliste zu übernehmen'

Auskunf tsbereitschaft
wird die Bereitschaft zur Mitarbeit von allen
(siehe ba) oder zumindest von einigen Haushalts-
mitgliedern (siehe bc) erklärt, kann die Leit-
frage gestellt werden. Sie ist zu bejahen -
und die Fragen 2 bis 5 bzw' bis 8 sind auszu-

füIlen -, wenn mindestens eine Person' die zum

zeitpunkt der Befragung (Stichtag, Berichtswo-
che) zum Haushatt gehörte und die für sich nicht
das Recht der Auskunftsverweigerung in AnsPruch

genommen hat, im Berichtszeitraum eine (oder

mehrere) Urlaubs- und Erholungsreise(n) ange-

treten hat.
ba) Gemeinschaftliche Beantwortung bei Auskunfts-

b)

ber tschaft rH ltsmitcl eder
Haben sich alle tlaushaltsnitglieder zur Aus-

kunftserteilung bereit erklärt, so 9enü9t für
die Erfassung von Reisen, die von mehreren

1-8

Reise
198'1 /88?
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Fr ag e-Nr Er Iäuter ung

Haushaltsmitgliedern gemeinsam unternommen
wurden, die AnIage nur eines Erhebungsbogens,
wenn aIIe beteiLigten personen mit der qe_
metn chaft lichen Beantwo rtung einvers tanden
sind.

l{ird die Leitfrage (Frage I ) verneint
(keine Reise), kann auf die übernahme der
Ifd. Nr. der person im Haushalt aus der
Erhebungsliste verzichtet rrerden. Tragen
Sie bitte a.ber auch diese Verneinung in
den Erhebungsbogen und die Spalte 2g der
Verteilungsliste ein. Wird die Leitfrage
dagegen bejaht, sind in Frage 2c für al_Ie
an dieser Reise beteiligten personen aIs
ergänzende Ordnungsangaben die lfd. Nr.
aus der Erhebungsliste zu übernehmen. Die
Anzahl dieser ergänzenden Ordnungsangaben
muß dabei der Zahl der Haushaltsmitglieder
entsprechen, die an dieser Reise teilge-
nommen haben (Frage 2b).

bb) Getrennte Beantwort bei Auskunft bereit-
schaft al1er HaushaLtsmitqlieder
Erklären sich Haushaltsmitglieder zur qemein_
schaftlichen Beantwortung nicht bereit r sind
getrennte Erhebungsbogen anzulegen.

In diesem FaIl sind die ergänzenden
angaben (1fd. Nr..der person im Haushalt) in
Frage 2c auch dann zu übernehmen, wenn die
Leitfraqe (frage I ) verneint wird (keine
Reise). IVircl die Leitfrage dagegen bejaht,
ist zu beachten, daß für dieselbe lfd. Nr.
der Reise (Frage.2a) die Anzah1 der erglin-
zenden Ordnungsangaben in Frage 2c kleiner
sein kann a1s die Zahl der an der Reise be-
teiligten Haushal.tsmitglieder.

Ordnunqs-
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Fr ag e-N r

Lfd. Nr.
der Reise

Er 1äuterung

bc) Teilweise Auskunftsbereitschaft
Haben sich nicht alle Haushaltsmitglieder
zur Auskunftserteilung bereit erklärt' so

vermerken Sie dies bitte in der Verteilungs-
Iiste (Spalte 'Bemerkungenn), damit das Sta-
tistische Landesamt diese Personen - mit der
Bitte um Teilnahme - anschreiben kann'

A1Ie erfaßten Reisen sind mit einer lfd' Nr' zu

versehen, die auf dem Erhebungsbogen vermerkt wer-

den muß. Diese Nummer ist in chronologischer Rei-
henfolge entsprechend dem Zeitpunkt des Reisean-

tritts zu vergeben. Beispielsweise würde also die
im Mai des Vorjahres clurchgefütrrte Reise die Num-

mer 1, die im Juli (Sommer) die Numrner 2 und die
im letzten Dezember (weihnachten) clie Nummer 3 er-
halten.

Reisen, an denen mehrere Haushaltsmitglieder teil-
genommen haben, erhalten dabei nur eine Nummer' Die

Angaben über die Reise zu clen Fragen 3 bis 5 bzw'

bis 8 brauchen dann nur einmal für al}e an der

Reise beteitigten Haushaltsnritglieder gemeinsam

gemacht zu werden-

Für jecle vergebene Nummer der Reise ist ein neuer

Erhebungsbogen anzulegen' Dies giIt z'B' auch

dann, wenn sich bei einem Haushaltsmitglied für
eine Reise an den selben zielort andere Angaben zu

den Fragen 3 bis 5 bzw. bis 8 als bei den übrigen
Haushaltsmitgliedern ergeben (z'B' wenn Mutter und

Kind mit der Bahn vorausgefahren waren und der va-

ter einige Tage später mit dem Auto nachkarn) '

wird von einetn Befragten die SelbstausfülIung 9e-

wünscht, ist ihm die lftt. Nr. der Reise' für clie



- 46 -

Frage-Nr.

Teil-
nehmer-
zahl

Er läuterung

die Angaben erbeten werden, mitzuteilen. Dabei ist
darauf zu achten, daß Angaben für eine Reise, an
der weitere Haushaltsmitglieder beteiligt waren,
unter derselben lfd. Nr. wie die übrigen getrennt
erfaßten Angaben gemacht werden.

teilgenommen haben

ile lfd. Nr. der Reise ist anzugeben, wieviele per_
sonen, die zum Zeitpunkt der Befragung noch zum
Haushalt gehören, an der im Befragungszeitraum
durchgeführten Reise beteiligt waren. Die Teilneh_
merzahl muß mindestens ebenso groß sein wie die
Zahl der Personen (gleich Zahl der ergänzenden Ord_
nungsangaben in Frage 2c), für die auf diesem Er_
hebungsbogen Angaben gemacht werden. Werden bei_
spielsweise für eine von drei Haushaltsmitgliedern
gemeinsam unternomnene Reise (mit derselben lfd.
Nr.) zwei Erhebungsbogen ausgef,üIlt, so ist je_
üeils die Frage 2b mit idrei" zu beantworten, wäh_
rend ergänzende Ordnungsangaben (Ifdl. Nr. der per_
son) in Frage 2c nur für eine bzw. zwei Haushalts_
mitglieder einzutragen sind.

fn den vermutlich seltenen Fällen, in denen an ei_
ner Reise mehr als neun Haushaltsnitglieder betei-
ligt waren, oder in denen Reisen von personen un-
ternommen wurden, deren lfd. Nr. größer ats "09,,
ist, muß für die gesonderte weitere Bearbeitung
ein entsprechender handschriftlicher Vermerk fest_
gehalten werden.

Markieren Sie die person bzw. die personen, die
allein antwortet bzw. gemeinsam antsrorten mit der
lfd. Nr. der person(en) äus dem Hauptbogen. Die
Zahl der Personen, für die ergänzende Ordnungsan_
gaben zu markieren sind, kann kleiner sein als die
Zah] der gereisten Haushaltsmitglieder (Frage 2b).

2c Ergänzende
Ordnungs-
angaben
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Frage-Nr. Er Iäuterung

Führte eine Reise in mehrere Länder im In- oder
Ausland (bzw. Reisegebiete im Inland), so ist das

Land (bzw. Reisegebiet) zu kennzeichnen, in dem

die längste zeit verbracht wurde.

Hier ist zu berücksichtigen, daß das Reiseziel
"DDR, Berlin (ost)' den rnlandsreisen zugeordnet
ist.

Wird zu Frage 3a (1) ein Bundesland als Zielland
angegeben (Schlüsselziffern 1 - I 1 ), dann ist bei
Frage 3a (2) auch das betreffende Reisegebiet im
Inland zu kennzeichnen. Führte eine Röise inner-
halb der Bundesrepubli'k DeutschLand in ein Reise-
gebiet, das in Frage 3a (2) nicht namentlich auf-
geführt ist, so ist die Anterortkategorie "Übrige
Reisegebiete" zu markieren-

zur besseren Orientierung ist dem Befragten die
beiliegende Kartenskizze der Bundesrepublik
Deutschland vorzulegen, in der die zu berücksich-
tigenden Reisegebiete abgegrenzt sind'

wenn in Frage,3a (1) dagegen als Reiseziel 'DDR,
Berlin (ost)' angegeben wird (Schlüsselziffer 12)

wird die Erhebung lnit Frage 4 fortgesetzt'

Bei ausllindischen Reisezielen ist der Name des

Landes anzugeben.

Markieren Sie bitte den Monat, in dem die Reise
anqetreten wurde. zu beachten ist, daß es hier
nicht auf den llonat ankommt, irl dem die Reise
überwiegend durchgeführt wurde. Ist beispielsweise
eine Reise Ende !1ärz 1 987 angetreten und lm
Äpril 1987 beendet worden, so ist überhaupt keine
t{arkierung vorzunehmen (keine Reise im Sinne der
Befragung, da der Reiseantritt noch'vor dem er-
faßten Zeitraum ltegt).

3 Vo rwi eg en-
des Reise-
zi e1

3a Reiseziel
In 1 and

3b Rei seziel
Ausl

4a Re ise-
antritt
(Monat )
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Frage-Nr

Re i se-
antritt,/
!{o chenab-
schnitt,/
Woche

Er Iäu ter ung

Die Fragen zu 4b sind nur zu stellen, wenn der
Reiseantritt in die I(alendermonate iluni bis Sep-
tember 1987 (Frage 4a) fiel; sie zielt darauf ab,
möglichst genau festzustellen, in welchem Umfang
von dem gestaffelten Ferienbeginn Gebrauch gemacht
wurde. Die mirglichst genaue Beantlrortung ist in
den Fäl1en von besonderer lrtichtigkeit, in denen
aIs überwiegend benutztes Verkehrsmittel (frage 5)
der "Pkw" angegeben wird.

Die Befragten können sich vermutlich am ehesten
daran erinnern, ob die Reise in der ersten (wechen-
anfang) oder zweiten WochenhäIfte (Igochenende) an-
getreten. wurde. Entsprechend ist die Markierung in
Frage (1) vorzunehmen.

Im Anschluß daran ist die Frage (21 zt stellen, ob
der Reiseantritt in die Kalenderwoche des Schul-
ferienbeginns fieI. Eine Antwort wird in der Regel
möglich sein, wenn an der Reise schulpflichtige
Kinder beteiligt !{aren. Als weitere Orientierungs-
hilfe ist den Befragten die auszugsweise Kalender-
übersicht (mit der Sommerferienregelung l9g6) vor-
zulegen. Die Beantwortung dieser Frage kann zur
Überprüfung der Frage 4a herangezogen werden (so
kann beispielsweise der Reiseantritt nicht in die
Kalenderwoche des Schulferienbeginns gefallen
sein, wenn es sich bei dem angegebenen Kalender-
monat des Reiseantritts bereits um den zweiten Fe-
rienmonat gehandelt hat) .

Bei der Frage nach dem über*iegend benutzten Ver-
kehrsmittel ist grundsätzliöh nur das Verkehrsmit-
tel anzugeben, das überwiegend für die Hinfahrt
zum Reiseziel (Landr Reisegebiet, Ort des Reise-
ziels im Inland oder Ausland) benutzt'worden ist.
Bei der Benutzung verschiedener Verkehrsmittel ist
also nur das Verkehrsmittel anzugeben, das für die

5 Verkehrs-
mittel
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Prage-Nr.

Re i se-
dauer

Re i seart

Er läuterung

fängste strecke auf der Hinfahrt zum Reiseziel in
Anspruch genommen worden ist. Bei Kreuzfahrte'n ist
- unabhlingig von der Anfahrt - grundsätzlich "Son-
stigest' 7u markieren.

Die Fragen 5, 7 und I nach der Dauer und Art der
Reise sowie der Llnterkunftsart sind nur für In-
landsreisen zu stellen.

Markieren Sie bitte die Gesarntdauer der Reise nach

den vorgegebenen, in Tagen gemessenen Zeitspannen'

Hier wird gefragt, welche der vier genannten Rei-
searten zutreffend isti zu markieren ist die zu:
treffende Antvrort. Dabei ist folgendes zu beachten:

a)P aus - oder Gesel tsreisen (du ch Rei-
sgveranstalter) sind solche Urlaubs- und Erho-
lungsreisen, die von Reiseveranstaltern oder
Reisevermittlern (2.B. Reisebüros, Jugendorgani-
sationen) ausgeschrieben und durchgeführt wer-
den. Sie schließen in der Regel die Ausgaben
für seförderung (Transporünittel) Unterkunft
und,/oder Verpflegung (HalF oder Vollpension)
ein. Maßgebend für die Zuordnung zur Reiseart
"Pauschal- oder Gese1Ischaftsreise" ist die
Buchung bei einem Reiseveranstalter, sei es als
Gruppen- oder Individualreise (Einzelreise)'
Eine Pauschal- und Gesellschaftsreise ist al-
lerdings nur dann gegeben, wenn bei der Buchung

die Ausgaben für Transport, Unterkunft und Ver-
pftegung ganz oder teilweise einbegriffen sind'

Hingegen ist nur der Kauf von Fahrkarten oder
Flugscheinen beim Reisebüro - ohne Buchungen

für .weitere Leistuilgen während der Uriaubsreise-
keine Pauschal- oder Gesellschaftsreise.

7
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Frage-Nr.

Unter-
kunftsart

Er Iäu ter ung

b) Kur oder Verschickung sind Reisen, die auf ei-
gene Initiative oder durch soziale Träger (Bun-
des- oder Landesversicherungsanstalt, Versor-
gungs- und Fürsorgelimter, Krankenkassen und an:
deres) vorgenomnEn werden. Hierzu gehören auch
vom Müttergenesungsvrerk geförderte Aufenthalte
und X i nderlandve rschickung.

c) Ver!randten- oder Bekanntenbesuche und Sonstiqe
Reisen ( nicht durch Reiseveranstalter ) schl ieß -
lich umfassen al]e UrLaubs- und Erholungsreisen,
die der Einzelreisende bzw. der Haushalt selbst
organisier! hat; dies ist der FalI, wenn die
Reise z.B. im eigenen oder fremden pkw unter-
nommen, Fahrtausweise gesondert gekauft sowie
Unterkünfte unmittelbar bei der Beherbergungs-
stätte bestellt bzw. bezahlt hrorden sind. Hier-
zu gehören auch Reisen zu Verwandten und Be-
kannten für Zwecke der Erholung und Entspannung.

Die im Erhebungsbogen genannte Gruppe otel Gast-
hof, Fremdenheim, Pension gehört zum Beherbergungs-
gewerbe. Hierzu zählen auch: Hotelpensionen, Mo-
tels, Kurhotels, Hotels garni, Kurheime, Kurpen-
si onen.

Heilstätten und Sanatorien - auch Spezialkranken-
häuser (KIiniken) - nehmen Genesende und Erho-
Iungssuchende (2.8. Kurgäste) auf.

Ferien- und Erholunqsheime sind Beherbergungsstät-
ten, die - meist von Unternehmen, sozialen und
karitativen Institutionen unterhalten - hauptsäch-
lich Angehörige bestimmt.er personenkreise aufneh-
men (2.9. Kinderheim).
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Frage-Nr. Er Iäuterung

P riv atquart r qeqen Entcelt (außer au fB auernhof )

werden von privaten Haushalten - hauPtsächlich in

den Spitzenmonaten des Reiseverkehrs - angeboten

und in Anspruch genommen' Handelt es sich jedoch

um eine Unterkunft auf einem Bauernhof' so' ist
P riv atquartieE qegen Entgelt (auf Bauernhof) zu

markieren.

Privatquartier ohne Entqelt unfaßt a]-te Privat-
quartiere, in denen den Haushaltsnit'gliedern von

haushaltsfremden Personen (Vefwandten' Bekannten)

unentgeltlich Unterkunft gewährt wird (auch wech-

".1""ltig", wohnun§stausch während der Ferien)'

Ferie nhaus, Bunqalow, Appa rtement sind neuartige

Beherbergungsstätten, in denen jedermann au fgenom-

men werden kann; verPflegung wird in der Regel

nicht geboten, aber Kochgelegenheit (Selbstversor-

gung) ist gegeben' Auch zweitwohnungen sind dieser

Gruppe zuzuordnen.

Werden als Unterkunftsarten das zelt oder der

Wohnwagen angegeben, so ist die Rubrik "Camping-

platz" zu markieren.

Nur wenn keine der genannten Unterkunftsarten zu-

trifft, ist Sonstige L:nterkunft anzugeben'
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VI. FG-ARRETTSKRAEFTESTICHPRDBE 19ä8

VI.1 ERLAEUTERUNGEN ZUR ERHEBUNG

Zor sonde Beacht
Die Erhebung findet nur in 0 4 t-A rken statt. Das Sta-

tistische Landesamt sagt Ih nen, ob Ihr Auswahlbezirk dazugehört'

l,lAS IST DI E EG-ARBEITSKRAEFTESTI CHPROBE?

Die Europäischen Gemeinschaften (EG) führen in ihren Mitgtietlsländern

eine gemeinsame Arbeitsliräftestichprobe clurch. tlit dieser Haushalts-

befragung sollen insbesondere wichtige'Ergebnisse über die Erwerbs-

tätigkeit,ArbeitslosigkeitundBevölkerungsstrukturinderEGermit-
telt r,erden. Die EG-Arbeitskräftestichprobe, die ärstmals ',l 960 und

seitdemschonwiederholtindenMitglieilsstaatenderEGdurchgeführt
wurde, hat sich ats amtliche RePräsentativstatistik bewährt'

Inder,BundesrepublikDeutschlandsindindieEc-Arbeitskräftestich-
probe lOO 000 Hagshalte, was 0,4 t der Bevölkerung entspricht' einzu-

beziehen.

Die von der EG benötigten Daten sind zum TeiI mit den im Mikrozensus

erhobenen identisch unct werden deshalb nicht mehr gesondert erfragt'

Darüber hinausgehende Fragen der EG-Erhebung sind auf clem Ergänzungs-

bogen enthalten.

WELCHEN ZWECKEN DIENT DI E EG-ARBEITSKRAEFTESTICHPROBE?

Die zunehnenden internationalen Verflechtungen bedingen auch einen

steigendenDatenbedarfinternationalerlnstitutionen.DieEGbenö-
tigt Daten zu den oben genannten B€reichen für Untersuchungen der

wirtschaftlichenundsoz.ialensituationindenMitgliedlsländern'die
die voraussetzung für arbeitsmarkt- und rögionalpolitische Maßnahmen

bi lden .
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Für soLche Itaßnahmen - vor alrem die Mittelvergabe z.B. aus dem Re-
gionarfonds oder dem soziarfonds der EG - müssen gerechterweise ver-
greichbare Daten für alle Länder zugrunde gelegt werden. sorche ver-
gleichbaren Daten riefert die gemeinsame Arbeitskräftestichprobe.

Die verknüpfung dieser EG-Erhebung mit dem Mikrozensus - statt zweier
getrennter Erhebungen - ist zeitsparend und kostengünstig.

AUF I,iELCHEN RECHTSGRUNDLAGEN BEF.UHT DIE ERH EBUNG?

Die Rechtsgrundrage für die Ec-Arbeitskräftestichprobe ist die ver-
ordnung (EWG) Nr. 3621/87. des Rates von 1. Dezember 19g7 zur Durch-
führung einer Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte im Frühjahr 1988
in verbindung mit dem Gesetz über die statistik für Bundeszwecke
(Bundesstatistikgesetz) und dem Mikrozensusgesetz (siehe 7. Rechts-
grundlagen).

Die Mitglieder der ausgewährten Haushalte sind gemäß Artikel 2 der
EG-verordnung in verbindung nit s 14 Mikrozensusgesetz zur Beantwor-
tung der angeordneten EG-Fragen verpflichtet.

§ l4 des Mikrozensusgesetzes bestimmt, daß die für den Mfkrozensus
gertenden Regelungen entsprechend auf die EG-Arbeitskräftestichprobe
anzuwenden sind. Dies gilt nicht nur für die Auskunftspflicht, son-,dern auch für clie verfahrensrechtlichen (und sonstigen) Vorschriften,
etwa zur schriftrichen AusfüIlung. Damit ist sichergeste'rlt, daß den
Belangen des.Datenschutzes in der EG-Erhebung in gleichem I{aße Rech-
nung getragen wird wie im Mikrozensus. Für rhre Aufgabe bedeutet das,
daß sie die EG-Erhebung genauso wie den Mikrozensus durchführen.

ANLEGEN EINES ERGAENZUNGSBOGENS

Für jeden Haushalt der 0,4
zungsbogen anzulegen.

t-Auswahlbezirke ist mindestens ein Ergän-

A1s ordnungsangaben sind der Regierungsbezirk ( 19i01, die Auswahrbe-
zirks-Nr. sowie dlie lfd. Nr. des Hausharts im Auswahrbezirk aus der
Vertellungsliste zu übernehmen.
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VI.2 ERLA.EUTERUNGT.N ZU DEN EINZELNEN FRAEEN

Frage-Nr.

Lfd. Nr. der
Person im
Hauhalt

Beruf

Fi e Erwerbs-
tat 1 ir

6/17 - 6/1e
Aus- und Fort-
bildung

Er 1äuter ung

Achten Sie bitte darauf, daß die Reihenfolge der
Personen mit der in der Erhebungsliste überein-
stimmt.

Nennen Sie bitte den genauen Beruf, den die Perso-
nen z.Z. ausüben, nicht den früher einmal erlern-
ten.
Beispiele: Bilanzbuchhalter (nicht Angestellter),
Postschaffner (nicht Beamter), Fliesen1eger (nicht
Facharbeiter).
Zivildienstleistende geben die augenblicklich aus-
geübte Tätigkeit an.

Diese -Frage ist nur von arbeitsuchenden oder ar-
beitslosen Personen, also denjenigen, die Frage

2/26, 2/27 odet 2 28 nit "ila" beantwortet haben'

zu beantvtorten.

Die Definition "erwerb's- bzw. berufstätig" ist die
gleiche wie die zu Frage 2/24 erläuterte'

Personen in Vollzeitausbildung oder -fortbildung
(vor Beginn der Arbeitsuche) sind als SchüIer oder

Studenten einzutragen, auch wenn sie nebenbei eine
geringfü9ige Tätigkeit ausgeübt haben'

Dagegen gelten Auszubildende und Firmenpraktikan-
ten a1s erwerbs- bzw. berufstätig'

Diese Frage richtet sich nur an weder erwerbstäti-
ge noch arbeitsuchende Personen, d'h' an diejeni-
gen, die dieFragen 2/24 bis 2/27mit'Nein" beant-
wortet haben, im Alter von 15 bis unter 65 Jahren'

Diese Fragen sinil nur an Personen im Alter von

15 bis unter 50 ilahren zu richten'

uation vor
Beginn der
Arbe itsuche

s

Es sind sowohl Aus- und Fortbildungsmaßnahmen zu
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Frage-Nr.

ausbildung,
so.nstlge beruf-
1lche Ausbildung

6/20 - 6

tuat n eln
Jahr vor der
Erhebung

/21 - 6/26
sgrechsel

6y'27 - 6

ung am

Errerbsleben,
Erwerbstätigkeit
Ende April 1987

Er 1 äuter ung

erfassen, did noch andauern, als auch solche, die
in den letzten vier !{ochen besucht oder abgeschlos_
sen wurden.

AIs sonstige Ausbildung, Fortbildung, Umschulung
ist auch der Besuch einer Hochschule oder einer
berufsbildenden Schule einzutragen.

AIs erste berufliche Ausbildung gelten die Lehr-/
Anlernausbildung, der Hochschulbesuch und der Be-
such berufsbitdender Schulen, soteit noch keine
andere berufliche Ausbildung erworben wurde.

üit der Erhebung von Daten über die Situation im
Vorjahr können inzwischen eingetretene Veränderun-
gen eindeutig als tatsächliche Veränderungen der
Situation der Befragten festgestellt werden. Daten
dieser Art benötigt die EG für Vergleiche der Ent-
wicklung in den einzelnen Ländern, insbesondere im
Hinblick auf den Arbeitsmarkt und die ggf. zu er-
g rei fenden tla8nahnien.

Diese Eragen sind nur zu beanthrorten, wenn der
Wohnsitz Ende Aprit 1987 nicht mit dem gegenwär-
tigen !{ohnsitz übereinstimmt, also Frage 6/21 nit
"Nein" beanthrortet wurde.

Vg1. die Erläuterungen zu den entsprechenden Fra-
gen der Mikrozensus-Erhebungsliste ( 2/24 bis 2/29,
3,/16, 3/b).

6/19

Ausbildung
der



Höchster Aus-
bildungsab-
schluß
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Frage-Nr Erläuterung

Diese Frage stel1t eine Konibination der im Mikro-
zensus zweijährlich erfragten Merkmale "allgemeiner
Schulabschluß" und "beruflicher Ausbildungsabschluß"
dar.

ceben sie hier bitte nur'den höchsten Abschluß an;
also die zutreffende höchste Ziffer.

Liegt ke in beruflicher Ausbildungsabschluß vor, so

ist nach dem erreichten allgemeinen Schulabschluß
zu unterscheiden:

- ohne Schulabschl

- mit Volks-, (Haupt-), Realschulabschluß "2"

- mit Fachhochschul-, allgemeiner oder fachgebundener
Hochschü1re

Liegt ein beruflicher Ausbildungsabschluß vor, so ist
der erreichte Abschtuß den Kategor bis '6" zu-
zuordnen:

Bei Abschluß einer Lehr-/Anlernzeit von mindestens 2

Jahren tragen Sie bitte Abschluß einer Lehr-/Anlern-
ausbildung oder eines beruflichen Praktikums ("3")
ein. AIs berufliches Praktikum gilt eine mindestens
sechsmonatige praktische Ausbildung, die meist vor
oder während der theoretlschen Ausbildung an einer
Fachoberschule, Fachschule, Fachhochschule oder Hoch-
schule außerhalb dieser Schule absolviert wird, z.B.
Technisches Praktikum. Gleichwertiger Berufsfachschul-
abschluß ist das Abgangszeugnis einer Berufsfachschule
für Berufe, für dle nur eine Berufsfachschulausbildun5
mögl.ich lsE, z.B. I!öhere Handelsschule.

Das Studium an Fachhochschulen ("5") führt zur Gradu-
ierung. Gteichwertig ist hier die Berufsakademie an-
zusehen, auch die frtiheren. Ausbildungsgänge an Höhe-
ren Fachschulen für Sozialwesen, Sozialpädagogik,
wirtschaft usw. und an Polytechniken sowie die frühe-
ren Ingenieurschulen.
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Frage-Nr. , Er1äuterung

Hochschulabschluß (,'5,') beinhaltet auch das Studium
an Gesamthochschulen, Eernuniversitäten, technischen
Hochschulen und pädagogischen sowie theologischen
und Kunsthochschulen. Hat der Befragte darüber hin-
aus noch eine l5omg!-U_ erlangt, so ist "6" einzu-
tragen.

Siehe auch Er1äuterungen zu Frage 2/23!
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VI I , RECHTSGRUNDLA GEN

vrf . 1 Gesetz
zur Durchführung einer Repräsentativstatistik
über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt

(Mikrozensusgesetz)

Vom 10. Juni 1985

(BcBr. r s. 9r5 f)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das tolgende Gesetz beschlossen:

§1
Art und Zweck der Erhebung

(1 ) über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt wird
in ään Jahren 1985 bis 1990 eine Bund'esstatistik aul
rapräsentativer Grundlage (Mikrozensus) durchgef ührt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist es, statistische Anga-
ben in tieter rachlicher Gliederung über die Bevölke-
rungsstruktur, die wirlschattliche und soziale Lage der
Bevölkerung und der Familien, den Arbeitsmarkt, die
berurliche Glied6rung und Ausbildung der Emerbsbe-
völkerung sowie die Wohnvefi ältnisse bereitzustellen.
Die Ergebnisse sind Grundlage für politische Entschel-
dungen in Bund und Ländern.

§2
Erhebungseinheiten

(1) Erhebungseinheiten sind Personen, Haushalte
und Wohnungen. Sie werden durch mathematische
Zulallsverfahren au, der Gnjndlage von Flächen oder
vergleichbarer Bezugsgrößen (Auswahlbezirk) ausge-
wählt.

(2) ln den Auswahlbezirken werden die Erhebungen in
bis zu vier auteinanderfolqenden Jahren durchgeführt:
Jährlich wird mindestens ein Viertel der Auswahlbezi,ke
durch neu in die Auswahl einzubeziehende Auswahl'
bezirke ersetzt.

(3) Enen Haushalt bilden alle Personen, die gemein'
sam wohnen und wirtschatten. Wer allein wirtschattet,
bildet einen eigenen Haushalt' Personen mit mehreren
Wohnungen sind in ieder ausgewählten Wohnung einem
Haushalt zuzuordnen.

§3
Merkmale

(1 ) Der Mikrozensus erhebt Merkmale über persönli-
che und sachliche Verhältnisse, die zur statistischen
Veruendung bestimmt sind (Erhebungsmerkmale) oder
die, vorbehaltlich der Regelung in § t1 Abs. 4' der
Ourchführung der Stichprobe dienen (Hilfsmerkmale).

(2) Die Erhebungsmerkmale dürfen auf die lür die
maschinelle Weiteruerarbeitunq bestimmten Oatenträ-
ger übemommen werden. Hillsmerkmale dürfen nur
getrennt von den Ühebungsmerkmalen aul gesonderle
tür die maschinelle Weiteruerarbeitung bestimmte
Datenträger übernommen werden, soweit sie nach § I I
Abs.4 oder § 13 Abs.5 verwendet werden dürfen.

§4
Ordnungsnummern

Die im Erhebungsverfahren zur Kennzeichnung stati-
stischer Zusammenhänge verwendeten Nummern
(Ordnungsnummern) dürfen auf die für dle maschinelle
weiteruerarbeitung bestimmten Datenträ9er übernom-
men werden. Diese Nummem dürfen nur Angaben nach
den §§ 5 und 6 über Gebäude-, Wohnungs- und Haus-
haltszugehörigkeit enthalten.

§s
Erhebungsmerkmale

(t) Folgende Ehebungsmerkmale vverden jährlich
erfragt:

1. Gemeinde: Nutzung der Wohnung als alleinige Woh-
nung, Haupt- oder Nebenwohnung (§ 'l 2 Melde-
rechtsrahmengeseizli Zahl dü Haushalte in der
Wohnung und der Personen im Haushalf wohnungs-
und Haushaltszugehörigkeit sowie Familienzusam-
menhang (Zugshörigkeit der Person zu einer
bestlmmlen Wohnung und einem bestimmten Haus-
halh Zügehörigkeit zu einer bestimmten Familie: Art
der Verwandtschafl; Schwägerschaft der Familien-
mitglieder eines Haushalls); Ve(änderung der Haus-
haltsgröße und -zusammensetzung selt der letzten
Befragung durch Geburt, Tod oder Umzug; Baualters'
gruppe der erstmals in die Erhebung einbezogenen
Wohnungen; Geschlecht: Geburtsjahr und -monat;
Familienstand: Eheschließungsiahr'; Staatsangehö'
rigkeiI

2. Erweöstätigkeit, Arbeitssuche; Arbeitslosigkeiti
Nichteniverbstätigkeit; Kind lm Vorschulaltec Schü-
ler, Student;
a) tür Eruerbstätige:

Regelmäßige oder gelegentliihe Tätigkeit: voll'
zeit- oder Teilzeittätigkeit; Ursachen einschließ-
lich der arbeitsmarktbezogenen Gründe für Teil-
zeittätigkeiti belnsteter oder unbefristeter
Arbeitsvertrag: normaleffieise geleistete
wöchentliche Arbeitszeit (nach Slunden und
Tagen) und tatsächlich in der Berichtswoche
geleistete Arbeitszeit (nach Stunden und Tagen)
sowie arbeitsmarktbezogene Gründe und andere
Ursachen tür den Unterschied: Stellung im Berui
Wirtschattsarveig des Eetriebes; für Personen mit
einer Heiten Eruerbstäligkeit zusätzlich: Stel-
lung im Berut Wirtschattszweig des Betriebes:
normäleltileise geleistete wÖchentliche Arbeits'
zeit (nach Stunden und Tagen) und tatsächlich in
der Berichtswoche geleistete Arbeitszeit (nach
Stunden und Tagen):
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b) tür Arbeitslose und Arbeitsuchende:
Bezug von Arbeitslosengeld. -hiife; Art, Anlaß und
Dauer der Arbeitssuche: Art und Umfang der
gesuchten Tätigkeit: Verfügbarkeit lür eine neue
Arbeitsstelle; Gründe für die Nichtverfügbarkeit
(Krankheit, Ausbitdung, bestehende Tätigkeit und
andere Umstände);

c) für NichteNerbstätige:
lrühere Enfl erbstätigkeit; Zeitpunkt sowie arbeits-
marktbezogene und andere Beendigungsgründe
für die letzte Tätigkeit; Wirtschaftszweig und Stel-
lung im Berul der letzten TätigkeiU

d) für Kinder im Vorschulalter
Besuch von Kinilergärlen;

e) lür Schüler und Studenten:
Art der besuchten Schule oder Hochschule;

3, Art des überwiegenden Lebensunterhalts (Erwerbs-
tätigkeih Arbeitstosengeld, -hitfe; Rente, pension:
Unterhalt durch glern, Ehegaflen oder andere; eige_
nes Vermögen, Vemietung, Zinsen, Altenteil; Sozial-

. hilte: sonstlge Unterstützungen); Arl der ötfenilichen
Renten, Pensionen untergliedert nach eigener oder
Witwen-, Waisenrents, -pension (Arbeiterrentenver-
sicherung: Knappschafiliche Fentenversicherung;
Angestelltenrentenversicherung; pension; Kriegi-
opferento: Untallversicherung; Flente aus dem Aus-
land; übrige ötfenfliche Rente); Art der sonstigen
ötfentlichen und privaten Enkommen (WotrngätO;
Sozlalhilfe; BAföG; sonstige öflenfliche Unteratüt-
zung; Betriebsrente; Altenteil; eigenes Vermögen,
Znsen; Leistungen aus der Lebensversicherung;
Vermietung, Verpachtung: private Unterstützungenj;
Höhe des monatlichen Nettoeinkommens nach En_
kommensklassen ln einer Staffelung von mindestens
150 Oeutsche Marki

4. Zugehörigkeit zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach Kassenarlen, Zugehörigkelt zur privaten
Krankenversicherung sowie sonstiger Anspruch auf
Krankenversorgung; Art des Versicherungsverfi ält-
nisses; zusätzlicher privater Krankenversicherungs-
schutE Art des Versicherungsverhältnisses (pfl icht_,
freiwlllig versichert) und Zweig dergesetzlichän Ben-
tenversicherung zur Zeit der Erhebung und in den
letzten zwött Monaten davoc Zahlung vbn Beiträgen
ln der gesefdichen Rentenversicherung seit d;m
1. Januar 1924

miteinem Auswahlsatzvon I vom Hundert der B€völke-
rung;

5, Anzahl der Urlaubs- und Eiholungsreisen von fonf
und mehr Tagen: Zahl der beteiligton Haushaltsmil_
gliede[ Beginn und benutstes Verkehrsmittel: bei
Auslandsreisen außerdäm: Zelland; bel lnlandsrai-
sen außerdem: Art; Zel; Oauer und Unlerkunflsart

mit einem Auswahlsatz von O,t vom Hundert der Bevöl-
kerung.

(2) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab I 9gS im
Abstand von zwei Jahren erfragt:
1. ausgeübter Berut ln der e6ten und zweiten oder in

dei letzten Erweröstäilgkeit Merkmale des ausgeüb-
ten Berufs und des Arbeitsplatses unter besonderer

Berücksichtigung der Anforderungen des Arbeits-
marktes; Slellung im Betrieb: Berufs- und Betriebs-
wechsel;

2.höchster Schulabschluß an allgemeinbildenden
Schulen; Art, Oauer und AbschluB der schulischen
und praktischen Berufsausbildung sowie der berufti_
chen Fortbildung und Umschulung; Hochschulab-
schluß nach Art und Hauptrachrichtung;

3. bei Ausländern: Aufenthaltsdauer, Zahl und Atter der
im Ausland lebenden Kinder, im Ausland lebender
Ehegatls oder Etern;

4. Art und Größe des Gebäudes mit Wohnraum, Nut-
zung der Wohnung ats Eigentümer, Hauptmieter oderUntermieteI Eigentumswohnung, Freizeitwonnunq;
Einzugsjalr des Haushalts; AuJstattung der Woh'-
nung mit Küche, Kochnische, Bad oder öusche r:nd
WC: Art der Beheizung und der Heizenergi.; fU"ne
der gesamten Wohnung; Zant Oer naumJmit sectrs
und mehr qm und der davon unteruermieteten odergewerblich genutzlen Räume: Baualtersgruppe;
Leerstehen der Wohnung;
bei vermleteten Wohnungen auBerdem:
Höhe der monaflichen Miete und der Nebenkosten:
Ermäßigung oder WBgtall der Miete: Nutzung als
Dienst-, Werks-, Berufs- oder Geschäftsmietwoh-
nung;
bei Nutzung der Wohnunq durch den Eigentümer
au0erdem:
Art und Jahr des Eruerbs

mit einem Auswahlsatz von i vom Hundert der Bevölke-
rung.

(3) Folgende Erhebungsmerkmale werden im Ab-
stand von drei Jahren erfragt:
1. bei Enfleöstätigen sowie Schülern und Studenten:

Gemeinde der Arbeits- oder Ausbildungsstätte;
hauptsächlich benuEtes Verkehrsmittel; Entfernung
und Zeitautwand für den Weg zur Arbeits- odgr Aus-
bildurigsstätte

ab 1 985 mit einem Auswahlsatz von i vom Hundert der
Bevölkerung;

2. Oauer einer Krankheit oder Unfallverletzung; Art des
Unfalls: Art und Oauer der Behandlung: Dauer einer
Aöeitsunlähigkeit; Vorsorge gegen Krankheiten;
Krankheitsrisiken;

3. amtlich anerkannte Behinderteneigenschaft und
Grad <ler Behinderung

ab 1986 mit einem Auswahlsatz von O,5 vom Hundert
der Bevölkerung;
4. Art der privaten und betrieblichen Altersvorsorge,

Höhe der Lebensversicherung nach Versicherung:-
summenklassen

ab I 986 mit einem Auswahlsatz von 0,25 vom Hundert
der Bevölkerung.

§6
Hilfsmerkmale

(l) Hilfsme.kmale sind:
1. Vor- und Familiennamen der Haushaltsmitgliede,:
2. Telefonnummec
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(2) Das Hilfsmerkmal Name der Arbeitsstätte nach
Absatz 1 Nr. 5 darf nur zur Uberprüfung der Zuordnung
der Enfl erbstätigen zum Wirtschaftszweig verwendet
werden.

3. Straße, Hausnummer, Lage der wohnung im
Gebäude;

4. Vor- und Familienname des Wohnungsinhabers;

5. Name d6r Arbeitsstätte.

§e
AuskunttsPflicht

(1 ) Aüskunttspflichtig sind
1. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs.2

Nr. 1 bis 3 und Abs.3 Nr. t,3 und 4 sowie nach § 6
Abs. 1 Nr. 1,3 und 5 alle Volljährigen odereinen eige-
nen Haushalt tührenden Minderiährigen' auch' für
minderiährige Haushaltsmilglieder. Für volljährige
Haushaltsmitglieder, die wegen einer Behinderung
selbst nicht Auskunft geben können, ist jedes andere
auskunttspllichtige Haushaltsmitglied auskuntts-
pllichtig. ln Gemeinschafts' und Anstaltsunterkünl-
ten ist für Personen, die wegen einer Behinderung
oder wegen Minderjährigkeit selbst nicht Auskunft
geben können, der Leiter der qnrichtung auskuntts-
pflichtig. Ois Auskunttspflicht für Orltte erstreckt sich
aul die Sachverhalte, die dem Auskunttsptlichligen
bekannt sind. Sie entfällt, wenn die Ausküntte durch
eine Vertrauensperson erteilt wsrden:

2. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 und § 6
Abs. 1 Nr.4 die Wohnungsinhaber, ersalzweise die
nach Nr. 1 Auskunftspflichtigen.
(2) Personen mit mehreren Wohnungen sind für jede

ausgewählte Wohnung auskunftspflichtig nach Ab-
saZ 1 Nr. 1 und 2.

(3) Widorspruch und Anfechtungsklage gegen die
Autlorderung zur Auskuntlserteilung nach Absätzen 1

und 2 haben keine aurschiebende wirkung.
(4) Die Auskünfte über das Merkmal Eheschließungs-

iahr in § 5 Abs. 1 Nr. 1 sowie die Merkmale nach § 5
Abs.1 Nr,5, Abs.3 Nr.2 und § 6Abs.1 Nr.2sind lrei-
wlllig.

§10
Erhebungsvordruckä

(1) Oie Erhebungsvordrucke können maschinenles-
bar gestaltst werden. Sie dürfen keine Fragen über per-
sönliche oder sachliche Verhältnisse enthalten, die über
die Merkmale nach den §§ 5 und 6 hinausgehen, Den
lnhalt der Fragen zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5
legl die Bundesregierung durch Flechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrales fest.

(2) Di€ in den Erhebungsvordrucken eothaltenen Fra-
gen können mündlich gegenüber dem lnteruiewer oder
schritllich beantwortet werden,

(3) Der Auskunftsptlichtige kann di6 in den Erhe-
bungsvordrucken enthaltenen Fragen gemeinsam mit
anderen Haushaltsmitgliedem oder lür sich'allein aut
einem eigenen Bogen beantworlen.

(4) Bei schriftlicher Auskunttserleilung sind die aus-
gelüllten E hebungsvordrucko
a) unverzüglich dem lnterviewer auszuhändigen oder in

verschlossenem Umschlag zu übergeben oder

b) innerhalb einer Woche bei der Erhebungsstelle abzu-
geben oder dorthin auf Kosten des Auskunftspflich-
tigen zu übersenden.

Bei Abgabe in verschlossenem Umschlag sind Vor'und
Familienname, Gemeinde, Straße und Hausnummer aul
dem Umschlag anzugeben. Bei Abgabe von Erhebungs-
vordrucken fui metrrere Personen eines Haushalts in

§7
Erhebungsstellen

Erhebungsstellen für den Mikroszensus sind die sta-
tlstischen Amter der Länder.

§8
lnterviewer

(1) Für die Erhebung sollen lnterviewer eingesetzt
werden. Sie sind von den Efiebungsstellen auszuwäh-
len und zu bestellen.

(2) Die lntervi€werdürren dle aus der lnteNiewertätig-
keit gewonnenen Erk€nntnisse über Auskunttspllich-
tige nicht in anderen Verlahren oder tür andere Zwecke
vemenden. Sie sind aul die wahrung des Statistlkge-
heimnisses und zur Geheimhaltung auch solcher
Erkenntnisse überAuskunttspfl ichtige schriftlich zu v€r-
pflichten, die gelegentlich der lnterviewertätigkeit
gewonnen werden. oie verpflichtung gilt auch nach
Beendigung der lnterviewertätigkeit,

(3) Die lnterviewer müssen die Gewähr für Zuverläs-
sigkeit und Verschwiegenheit bieten' Sie dürfen nichl
eingesetzt werden
1. in der unmittelbaren Nähe ihrer Wohnung (Nachbar'

schatl),
2. wenn aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit oder aus

anderen Gründen zu beEorgen ist, dag Erkenntnisse
aus der lnterviewertätigkeit zu Lasten der Auskuntts'
pflichligen genutzt werden.

(4) Die lnterviewer sind verpflichtel. die Anweisungen
der Erhebungsstellen zu befolgen. Bei der Ausübung
ihrerlntervi6werlätigkeit haben sich die lntervieweraus-
zuwelsen; Wohnungen dürfen sie nur mil Zustimmung
einas Verlügungsberechtiglen betreten.

(5) Die lnterviewer sind bsrechtigt, in die Erhebungs-
vordtucke, soweit sie Voraussetzung tür die ordnungs-
gemäß6 Ourchführung der lnteruiewerlätigkeit slnd, dio
Angaben über die Zahl det Haushalte in der Wohnung
und der Personen im Haushalt, das Leerstehen der
Wohnung, den Vor- und Familiennamen des angetrotf6-
nen Auskunftspflichtigen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1) sowie die
Hilfsmerkmale nach § 6 Abs. 1 Nr.3 selbst einzutragen.
Oies gill auch für weitere Eintragungen in die Erhe-
bungsvordrucke, wenn und soweit die Auskuntlspllich-
tigen einverstanden sind.

(B) Die lnlerviewer sind über ihre Flechte und Pflichten
zu belehren.
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v_erschlossenem Umschlag 9enügen auf dem Umschlag
die Angaben eines auskunftspftichtigen Haushaltsmit-
gliedes.

(5) Zur ordnungsgemäßen Ourchlührung der lnter-
viewertätigkeit sind die Angaben nach s I Abs. S Satz I
auf Verlangen des lnteruiewers mündlich, die Vor- und
Familiennamen der übrigen Haushaltsmitglieder (s 6
Abs. 1 Nr. l) sowie der Vor- und Familienname des
Wohnungsinhabers (§ 6 Abs. 1 Nr.4) mündlich oder ent-
sprechend Absatz 4 schrifttich mitzuteilen.

§ 11

Trennung und Löschung
(1) Die Hilfsmerkmate nach s 6 sind vor der über-

nahme der ErhebunEsmerkmals auf die für die maschl-
nelle Weiteruerarbeitung bestimmten Dalenträ96r von
diesen zu trennen und gesondert aukubewahren.

(2) Die Erhebungsvordrucke einschtießlich der Hilts-
merkmale sind späteslens vier Jahre nach Durchfüh_
rung des jährlichen Mikrozensus zu vemichten.

(3) Die Ordnungsnummern sind mit Ausnahme Cer
Nummer des Auswahlbezlrkes zu löschen, sobald die
Zusammenhänge zwischen personen und Haushalt
sowie Haushalt und Wohnung durch Nummem; die
einen Rückgriff auf die Hillsmerkmale und Ordnungs-
nummern ausschli€ßen, leslgehalten worden sind. öie
Nummerdes Auswahlbezirks ist nach AbschluB der Aut-
bereitung der l€tzten Erhebung.nach § 2 Abs. 2 zu
löschen.

(4) Votr und Familienname sowie Gemeinde, Straße,
Hausnummer der belraoten Personen dürlen lür die
Durchlührung von Folgebelragungen nach s 2 Abs. 2
verwendet werden. Sie dürlen auch als Grundlage lür
die Gewinnung geeigneter Haushalte zur Ourchführung
der Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater Haus-
halte herangezogen werden.

§ 12

Unte.ricmunE

Die Auskunttspfllchtigen sind schrittlich zu unterrich-
ten über

1. Zweck, Art und Umlang der Erhebung (s I ).
2. Erhebungs- und Hilfsmerkmale (s g Abs. 1),
3. die statistische Geheimhaltung,
4. die Auskunflspflicht und Cle verschiedenen Mögtich-

keil8n, ihr zu enlsprochen (s 9 Abs. I und 2, s tO)
und die Freiwllligkelt der Auskunftsdrteilung (s 9
Abs.4),

5. den AusschluB der autschiebenden Wirkung von
Widerspruch und Anlechtungsklage gegen die Auf-
forderung zur Auskunftserteilung (§ 9 Abs. g),

6. Trennung und Löschung (s tl) und
7. Rechte und Pllichten der lnterviewer (ss 8, 10

Abs. 5).

§13
Testerhebungen mit f relwilllger.Auskunftserleilung

(1 ) Zur Prülung, ob ln künttigen Mikrozensuserhebun-
g6n ganz oder teilweise au, die Auskunltspflicht ver-

zichtet werden kann, werden zusätzlich in den Jahren
t985 bis 1987 Testerhebungen mit freiwitliger Aus-
kunttserteilung im Rahmen der Erhebungsmerkmale
des § 5 mit einem Auswahlsatz bis zu 0,25 vom Hundert
der Bevölkerung durchgeführt.

(2) Oen Testerhebungen sind alternative Verfahren
zugrunde zu legen. Hierbei dürfen über die Hiltsmerk-
male nach § 6 hinaus weitere nicht personenbezogene
Merkmale erlaßt werden, die der Ourchführung der
Testerhebungen einschließlich ihrer methodischen
Auswertung dienen.

(3) Bei der Festlegung der alternativen Verfahren
nach Absatz 2 und der rnethodischen Auswertung der
Testerhebungen wirkt eio wissenschaftlicher Beirat mit.
Oer Beirat setzt sich zusammen aus zwei Hochschul-
lehrem aut dem Gebiet der Statistik und zwei Vertretern
der Sozialforschung. Oer Beirat wird vom Bundesmini-
ster des lnnem aut Vorschlag des Vorstandes der 0eut-
schen Statistischen Gesellschaft beruten. Oie Tätigkeit
lm Beirat ist ehrenamtlich.

(4).Für die Ourchführung der Testerhebungen ein-
schließlich ihrer methodischen Auswertungen übermlt-
teln die Meldebehörden den Erhebungsstellen aul Ver-
langen die Oaten der Enwohner, die in den auf der
Grundlage der Zufallsverlahren nach s 2 Abs. 1 Satz 2
ausgewählten Gebäuden wohnen:
1. Vor- und Familienname,
2. Tag der Geburt,

3. Geschlecht,
4. Staatsangehörigkeit,
5. Familienstarrd.

(5) Die Merkmale nach den Absätzen 1,2 und 4 sowie
di6 bei den Testerhebungen zur Kennzeichnung statlsti-
scher Zusammenhänge venflendeten Nummern (Ord-
nungsnummern) dürren mit Ausnahme der Daten nach
Absatz 4 Nr. 1 und Hilfsmerkmale nach s 6 auf die tür die
maschinelle Weiterveraöeitung besÜmmten Oatenträ-
Eer übemommen werden. Ole Ordnungsnummern ein-
schließlich der Nummer des Auswahlbezirks und die
Merkmale nach Absalz 2 Satz 2 sind, soweit sie einen
Bückgriff auf di6 Hltlsmerkmale ermöglichen, späte.
stens am 31. Dezembeill990 zu löschen.

(6) Die Oaten nach Absatz 4 Nr. 1 und Hitfsmerkmale
nach § 6 sind gesondert aufzubewahren. Die Daten und
Hilfsmerkmale sowie die Erhebungsvordrucke sind spä-
testens zwel Jahr6 nach Aufbereitung der letäen Erhe-
bung nach Absatz 1 zu vemichten.

(7) Zu untedchten ist über Zweck. Art und Umlang
der Testerhebung, die statistische Geheimhaltung
sowie über die Löschung und Vernichtung nach den
Absätzen 5 und 6.

(8) Ergebnisse derTesterhebungen, nach denen ganz
oder teilweise auf die Auskunltspflicht verzichtet wer_
den kann, sind unverzüglich zu berücksichtigen. Oie
Bundesreqierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zuslimmung des Bundesrates, unbeschadet
der Geltung dieses Gesetzes, die Merkmale nach s 9Abs. 4 zu erweitern, lür die die Ausküntte freiwiltig sind.
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§ 14

Stichprobenerhebungen über Arbeitskräfte
in den EuroPäischen Gemeinschaften

(1) Dio §§ 2 bis 12 und '15 finden entsprechende
Anwendung auf die durch unmittelbar geltende Flechts-
akte der Europäischen Gemeinschatten angeordneten
Stichprobenerhebungen über Arbeitskräft e, soweit di6
Merkmale dleses Gesetzes mit den Merkmalen der
Stichprobenerhebungen übereinstimmen und sich aus
den Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften
nichts anderes ergibt. Oie Merkmale in der Fassung des
Artikels 4 der Verordnung (Bl/G) Nr. 3530/84 des
Rales vom 13. Dezembeilt984 zur Durchtührung einer
Stichprobenerhebung über Arbeitskrätte im Frühiahr
1985 (Amtsbl. der EG Nr. L330/1) sind auch insoweit'
als si6 über die Merkmale dieses Gesetzes hinausge-
hen, den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 gleichgestellt.

(2) Soweit Merkmale der Stichprobenerhebungen
über, Arbeitskräfte die Merkmale nach Absatz 1 über-
schreiten, sind di6 Ausküntte treiwillig.. Die §§'2 bis 12
und 1 5 finden mit Ausnahme der Vorschritten über die
Auskunftserteilung entsprechende Anwendung.

(3) Oie Erhebungen nach diesem Gesetz und die
Stichprobenerhebungen nach den Absätzen 1 und 2
können bet den ausgewählten Haushalten und Persg-
nen zur gleichen Zeit ,nil gemeinsamen' sich ergänzen-
den Bhebungsuntertagen durchgeführt und gemeinsäm
ausgewertet werden.

§ 15

V€7bot der Reidentifizlerung

(1) Oie aul Grund dieses Gesetzes erhobenen Merk-
male dienen ausschließlich statistischen Zwecken.

(2) Eine Zusammenführung von Merkmalen nach
Absatz I oder von soldren Merkmalen mit oaten aus
anderen statistischen E hebungen zum Zweck der Her-
stellung eines Personenbezugs außerhalb der stalisti-
schen Aulgabenstellung dieses Gesetzes ist untersagl.

§16
Slrafvorschrift

Wer entgegen § 15 Abs. 2, auch in Veöindung mit
§ 1 4 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2, Merkmale oder
Daten zusammenführt, sobald die Merkmale nach § 1 5
Abs. 1 auf lür maschinelle Weiterveraöeitung be-
stimmle Datenträger übernommen worden sind, wird mil
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrale
bestraft.

§17
Berlin-Klausel

Oieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 1 3 Abs. 1 des
Dritten Überleitungsgeserzes auch im Land Berlin.
Bechtsverordnungen, die aul Grund dieses Gesetzes
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des
Oritten Übeileitungsgesetzes.

§r8
lnkrafüreten

Dieses Gesetz triit am Tage nach der Verküridung in
Kratt. Gleichzeitig tritt das Gesetz über die OurchfÜlF
runo einer He9räsentalivstatistik der Bevölkerung und
des-Enrveöslebens vom 21.'Februar 1983 (BGBI. I

S. 2O1) außer Kratl.

Oas vorstehende Gesetz wird hiermit ausgeledigt und
wird im Bundesgesetzblatt verkündet.

Bonn, den 10. Juni 1985

Der Bundespräsident
Weizsäcker

Oer Bundeskanzler
Or. Helmut Kohl

Oer Bundesminister des lnnern
Or. Zimmermann
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zur Durchführun, 
",n", ""rrräk?*"J;l?,'ft'*?.'e 

Bevölkerune und den Arbeitsmarkt
(Mikrozensusverordnung)

Vom 14. Juni 1985

(rcar. r s. 95T r)

I
1.1

1.2

Auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensus-
geselzes vom 1O. Juni 1 985 (BGBI. I S. 955) verordnet
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
Zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5 Abs. 1, 2 und

3 des Mikrozensusgesetzes wird der lnhalt der Fragen
wie lolgt testgelegt:

burg; Marokko; Niederlande; Norwegen; Öster-
reich: Polen; Portugal; Schweden; Schweiz:
Spanien; Tschechoslowakei; TÜrkeii Tunesien;
Ungarn; Vereinigte Staaten von Amerika (USA);
übriges Ausland (einschließlich sonstige briti-
sche Staatsangehörigkeit); staatenlos.

2 Ztt§5Abs. 1Nr.2

2.1 Emerbs- oder Berufstätigkeit ln der Berichts-
woche:

regelmäßig; gelegentlich; nicht eNerbs' oder
berufslätig:

2.1.1 Für Erwerbstätige:

a) Tätigkeit: Vollzeit; Teilzeit;

b) Gr;lnde tür Teilzeittätigkeit:
Schulausbildung oder sonstige Aus- und Fort-
bildung; Krankheit, Unfalltolgen: Vollzeittälig-
keit nicht zu finden; Vollzeittätigkeit nicht
gewünschq sonstiges:

c) Arbeitsvertrag: befristet: nicht betrislet;
d) Zahl der nomalenreise ie Woche geleisteten

Arbeitsstunden und -tagei
e) Zahl der tatsächlich geleisteten Aöeitsstun-

den und -tage in der Berichtswoche;

0 Grund lür den Unterschied zwischen tatsäch-
lich und normaleNeise geleisteter Arbeitszeit:
Krankheit, Kur, Heilstättenbehandlung: Ar-
beilsschutzbestimmungen, auch Mutter-
schatl; Urlaub, Oienstbelreiung; Arbeitsstrei-
tigkeilen; Schlechtwetterlage: Kurzarbeit:
Aurnahm€ einer Tätigkeit in der Berichtswo-
che: Be€ndigung €iner Täligkeit in der-Be-
richtswoche; Arbeilsstunden zu anderen Ter-
minen geleistat (auch gleitende Arbeitszeit):
Teilnahme an Schulausbildung, Aus' und
Fortbildung außerhalb des Betrieb€s; Feier-
tag; sonstlge Gründe bel geringerer Arbeits-
zeit; Ausgleich türzu wenig geleistele Arbeits'
stunden zu anderen Terminen (auch gleitende
Arbeitszeit); Überstunden; sonstige Gründe
bel höherer ArteitszeiU

9) Stellung im Beruf:
Selbständiger ohne Beschäftigte: Selbständi-
ger mit Beschättigten; mitheltender Familien-
angehörigen Mithellender in einem vom Haus-
halt selbstbewirtschatteten landwirtschattli-

. chen Betrieb; Beamter, Richtec Angestelltet;
Arbeiter, HeimarbeiteG kaulm./techn' Auszu-
bildendec aewerblich Auszubildendec Zeit-l
Berufssoldat (einschlleßlich BGS und Bereit'
schattspolizei); Grundwehr- und ZivildienstleF
stender

h) Wirlschattszweig des Betriebes, der Firma
usw.:

Zu§54!3. 1Nr. 1

Gemeindename;

Hauplwohnung; vorhandensein einer weiteren
Wohnung in der Bundesrepublik Oeutschland
einschließlich Berlin (West);

Zahl der Haushalte in der Wohnung;

Zahl der Personen im Haushalt:

Angabe der Zugehödgkeit der Person zur ausge^
wählten Wohnung:

An€abe der Zugehörigkeit der Person zum aus-
gewählten Haushalt;

mit derersten Person in der Erhebungsliste (bzw.
dessen Ehegatte) venflandt oder verschwägert:
Ehegatte; (Schwieger-) Sohn/-Tochtec Enkel,
Urenkel; Vater, MutteE Großvater, -mutter: son-
stige.venvandte oder verschwägerte Person:
nicht veruandt oder verschwägert;

Veränderung des Haushalts seit der letzlen
Beftagung durch:

Geburt; Zuzug; Tod; Fortzug;

Bauallersgruppe der Wohnung (soweit erstmals
in die Erhebung einbezogen):

vot 1972i 1 972 oder spätec

Geschlecht:
männlich; weiblich;

Geburtsjahl:

Geburtsmonat:
Januar-Mai; Juni-Oezembel:

Familienstand:

ledig; verheiratet; verwitwet; geschieden;

Eheschließun9s jahr der iefzi gen bzw. lelzten Ehe;

Staatsangehörigkeit' (Land):

Deutsch; Algerien; Belgien; Oänemark Frank-
reich; Griechenland; GroBbritannien und Nordir-
land; ldand (8ep.); ltalien; Jugoslawien; Luxem-

1.3

1.4

1.5

1.6

1.7

1.8

1.9

1.10

1.1 1

1.12

1 .13

1.14

't.1 5
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2.1.2 Für Personen mlt einer zweiten Erweöstätigkeit
zusätzlich Angaben zur zweiten ENeöstätigkeit:
a) Stellung im Berul:

Selbständiger ohne Beschäftigte; Selbständi-
ger mit Beschäftigten; mithelfender Familien-
angehörigef Beamter, Richtef Angestelltef
Arbeiter, Heimarbeiten kaufm./techn. Auszu-
bildenden gewerblich Auszubildende[ Zeit-l
Ben ssoldat (einschließlich BGS und Berelt-
schatlspolizei);

b) Wirtschaftszweig des Betriebes, der Firma
usw.;

c) Zahl der normalerweise ie Woche geleisleten
Aöeitsstunden und -tage;

d) Zahl der tatsächlich geleisteten Arbeitsstun-
den und -tage in der Berichlswoche;

2,1.3 Für Aöeitslose und A.beitssuchende:
a) Bezug von Arbeitslosengeld/-hilfe:

arbeitslos mit Arbeilslosenqeld/-hilfe; arbeits-los ohne Aö€itslosengeld/-hilfe: nlcht
aöeitslos:

b) Aöeitssuche als Nlchterweöstätiger:
nach Entlassung: eigener Kündigung; fr€iwilli-
ger Unteö.echung; Ubergang in den Ruhe.
stand; sonstiges; nicht arbeitssuchend;
Aöeitssuche als Erwerbstätiger:
w€gen bevorslehenden Vedusts oder Beendi-
gung der qegenwärtigen Täligkeiu z. L 

^urUbergangstätigkeit; Suche nach 2. Tätigkeit;
bessere Arbeitsbedingun gen gesucht; sonsti-
ges; nicht arbeilssuchend;

c) Arbeitssuche lz. Z bzw. in den letzten vier
wochen) durch:

Aöeltsamt; pdvate Vermittlung; Aulgabe von
. lnseraten; Bewerbung auf lÄseratei direkte

Beweöung; persönliche Verbindung; sonsti-
ges; Suche noch nicht aufgenommen; Suche
abgeschlossen (Arbeitsaufnahme in Kürze):

d) Aröeitssuche seih
w€nlger als t Monat; I bls unter 3 Monaten;
3 bis unter 6 Monaten; vr bis untsr t Jah[
t bis unter 1 y2 Jahren; 1 l/2 bis unter 2 Jahren:
2 und meh. Jahren;

e) Art d€r gesuchten Tätlgkeit:
Tätigkeit als Selbständigec
Tätigkeit als Aöeitnehmen
nurVollzeittätigkeit: nurTeilzeittätigkeit; Voll-
zeittätigkoit gegebenenlalls Teilzeittätigkeit;
Teilzeittätigkoit gegeb€nonfalls Vollzeittätig-
keih sonstiges;

0 verlügbar für eine neue Tätigkeit innerhalb von
arrei Woch€n:
verrügbac
nicht vertügbar wegen:

Krankh€il; Ausbildung: noch bestehender
TätigkeiU sonstiiles;

2.1.4 Für Nichtenilerbstätige:
a) Frühere Erwerbstätigkeit:

erwerbstätig gewesen; noch nie erueöstätig
gewesen:

b) Beendigung der trüheren Erwerbstätigkeit vor:
weniger als t Monat; 1 bis unter 3 Monaten; 3
bis unter 6 Monaten; r/2 bis unter 1 Jah[ 1 bis
unter 'l yr Jahren; 1'lr bis unter 2 Jahren; 2 bis
unter 3 Jahren; 3 und mehr Jahren:

c) bei Beendigung einer fruheren Tätigkeit in den
letzten drei Jahren:
wichtigster Grund tür die Beendigung der letz-
ten Tätigkeit:
Enllassung; b€fristeter Arbeitsvertrag; Kündi-
gung; Buhestand vorzeitig nach Vonuhe-
standsregelung oder Aöeitslosigkeit Fuh+
stand aus gesundheitlich€n Gründen; Ruhe-
stand aus Alters- und sonstigen Gründen:
Wehr-Zivildienst: persönliche Gründe (auch
Studium); sonstiges;

d) Wirtschaftszweig der letzten Tätigkeit:
e) Stellung im Berul der letzten Tätigkeit:

Selbständigsr ohne Beschäft lgte; Selbständi-
ger mit Beschättiglen: mitheltender Familien-
angehöriger; Beamter, Richter: Angestellter;
Arb€iter, Helmaöeiter; kaulm.-/techn. Aus-
zubildende( gewerblich Auszubildender;
Zeit-lBendssoldat (einschließlich BGS und
Bereitschaftspolizei); Grundwehr- und Zivil-
dienslleistenden

2.2 Für Kinder lm Vorschulalter und lür Schüler und
Sludenten:
Besuchvon:
Kindergarten/-hort; Grund-, Haupt-, Volksschule;
Real-/Bsrufsaurbauschulei Gymnasium/Fach-
ob€rschule; lntegrierte Gesamtschule; Berufs-
,achschule, Berufsgrundbildungs-, Berufsvoö€-
reitungsiahr Fachschule: Fachhochschule;
Hochschul6; Berufsschule.

3 Zu§5Ab!.1Nt.3
Überwiegender Lebensunteöalt:
Erwerts-/Berufstätigkeit; Aöeitslosengeld/
-hilte; Rente, Pension; Unterhalt durch Eltern,
Ehegatte oder andere Angehörige: eigenes Ver-
mögen, Vermietung, Zinsen, Altenteili Sozialhiltel
sonstige Unterslützungen (2. B. BAföG):

3.1

3.2 Art der ötfentlichen Rente, Pension, u. ä.:

3.2.1 erste und 9gl. zweite eigene (Versicherten-)
Rente, Pension u. ä.:

Arbeiterrentenversicherung; Knappschaftliche
Bentenversicherung; Angestelltenrentenversi-
cherung; ötfentliche Pension; Kriegsoprerente:
Unlallversicherung; Rents aus dem Ausland;
übriqe ötfentliche Rente;
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3.2.2

3.3

3.4

erste und ggf' zweite Witwen-, Waisenrente'
-pension u. ä.:

Arbeitenentenversicherung; Knappschaft liche
Bentenversicherung; Arigestelltenrentenversi-
cherung: öfientliche Pension: Kriegsopferente;
Unfallversicherung: Bente aus dem Ausland:
übrige öffentliche Fentei
Art der sonstigen ötlentlichen und privaten Ein-
kommen:

Wohngeld; Sozialhilfe: BAföG; sonstige öttentli'
che Unterstützungen; Betriebsrente: Allenteil;
elgenes Vermögen, Zinsen; Leistungen aus der
Lebensversicherung; Vermietung, Verpachtung;
private Unterslützungen;

Höhe des monatlichen Nettoeinkommens:

unter 3OO,- DM; 30O,- bis unter 450,- DM; 450,-
bis unter 600,-DM; 600,- bis unter 80o'-DM:
8Oo,- bis unter 1 0O0,- DM; 1 0OO,- bis unter
1 20O,- DM; 1 200,- bis unter 1 40O,- DM;
I 4OO,- bis unter I 600,-DM; 1 600,- bis unter
1 8OO,- DM; 1 800,- bis unler 2 000,- DM;
2 OOO,- bis untor 2 200,- DM: 2 2OO,- bis unter
2 5OO,- OM; 2 50O,- bis unter 3 00O,- DM:
3 OOO,- bis unter 3 500,- OM: 3 50O,- bis unter
4OOO,-OM; 4000,- bis unter 4500,-DM:
4 5OO,- bis unt€r 5 000,- OM; 5 0O0,- und mehr
OM; alle mithellenden Familienangehörigen bzw.
selbständiger Landwirt; kein Einkommen.

Zu§5Abs.1Nr.4
Krankenversicherung, -versorgung:

Ortskrankenkasse; Betriebskrankenkasse (ein-
schließlich der der Deulschon Bundesbahn, der
Oeutschen Bundesposl und des Bundesver-
kehrsministeriums), See-Krankenkasse; ln-
nungskrankenkasse: Bundesknappschatt; Er'
satzkasse; Landwirtschattliche Krankenkasse:
ausländische Krankenkasse und Sozialversiche'
rung Berlin (Ost); private Krankenversicherung:
Anspruch auf Krankenversorgung als Sozialhil-
feemplänger, als Kriegsschadenrentner oder
Emplänger von Unterhaltshilfe aus dem Lasten-
ausgleich, lrei€ Heilfürsorge der Polizei, Bundes-
wehr und Zivildienstleistenden:

Versicherungsverhältnis:
selbstversichert:
pllichtversichert freiwillig versicherl; als Renlner
versicherl; Anspruch auf Krankenversorgung als
Sozialhilfeempfänger, als Kriegsschadenrentner
oder Enpfänger von. Unterhaltshilfe aus dem
Lastenausgleich; Heil{ürsorge der Polizei, Bun-
deswehr und Zivildienstleistenden;
mitversichert bei:

Pllichtversichertem; treiwillig Versichertem; als
Rentner Versichertem;

zusätzlicher privater Krankenversicherungs-
schutz
vorhanden: nicht vorhanden;

gesetzliche Rentenversicherung:

in der Berichtswoche ptlichtversichert:

in der Arbeitenentenversicherung; in der Knape'
schattlichen Rentenversicherung; in der Ang+'
stelltenrentenversicherung: in der Berichtswoche
nicht pflichtversichert;

in den letzlen 1 2 Monaten vorder Berichtswoche
pllichtversichert:
in der Arbeiterentenversicherungi ln der Knapp-
schafllichen Rentenversicherung: ln der Ange'
stelltenrenlenversicherung; in den letzten 12
Monaten vor der Berichtswochs nicht pflichtver-
sichert;

ln den letzten I 2 Monaten vor der Berichtswoche
,reiwillig versichert:
in der Arbeiterentenvorsicherung; ln der Knapp-
schaftlichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelltpnrentenversicherung; in den letzten 12
Monaten vor der Berichtswoche nicht lreiwillig
versicherh
sonstige Zahlung von Beiträgen seit dem
1. Januar 1 924:
in der Arbeil€rrentenversicherung; in der Knapp
schattlichen Rentenversicherung; in der Ange'
stelltenrentenversicherung; in der Handwerker-
versicherung; keine sonstige Beitragszahlungen.

Zu§5AbB.1Nr.5
Urlaubs- und Erholungsreisen von tünf und mehr
Tagen:

Urlaubs- und Erholungsreisen im Berichlsiahn
gereist; nichl gereisu keine Auskunft erteilt zahl
der Urlaubs- und E holungsreisen;

ie Reise:

Zahl der beteiligten Haushaltsmitgliedel

Monat des Reiseantritts;
lür Reiseantdtt in den Kalendermonaten Juni bis
Septemben

Angabe des Wochenabschnilts:
Montag bis Oonnerstag; Freitag bis Sonntagi Rei-
seantritt in der Kalenderwoche des Schullerien-
beginns; nlcht ln der Kalenderwoche des Schul-
ferienbeginns;

übenarlegend benutztes Verkehrsmittel:

Eisenbahni Bus: Pkw (eigen und lremd): Flug'
zeug; sonstiges;

bei Auslandsreisen zusätzlich: Zielland:

bei lnlandsreisen:

Art der Fleise:

Pauschalz oderGesellschaftsreise (durch Beise-
veranstalter); Kur oder Verschickung; Veruand-
ten- oder Bekanntenbesuch; sonstige Reise
(nicht durch Reiseveranstalter);

4.4
4.4.1

4.4.2

4.1.3

4.4.1

5

5.1

5.2

5.3

5-4

5.5

5.6

5.6.1

4

4.1

4.2

4.3
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5.6.2 vonaiegendes Fleiseziel:
Angabe des Bundeslandesl DOR, Bertin (Ost);

5.6.3 Reisegebiet:
Nordsee; Ostsee; Lüneburger Heide: Haz; Teuto-
burger Wald; Weseröergland; Rhein von Bonn bis
Rüdesheim; Mosel; EifellHunsrück; Sieger-
land/Bergisches Land: Kurhessen Wal-
deck/Sauerland; Taunus/Westerwald; Spes-
sart/Rhön; Odenwäld/Bergslraße/Taubergrund;
Schwara,vald; Schwäbische Alb: Bodensee; Vor-
alpen; Alpen; Fränkische Schweaz/Fränkischer
Jura/Steigerwalc,: Bayerischer Wald / Oberyrl ätzer
Wald/Frankenwald/Fichtelgebirge; übrige Reise.
gebiete:

5.6.4 Oauer der Reise:
5 bis 7 Tage; I bis 14 Tage; 15 bis 21 Tage.,22
bis 28 Tagei 29 und mehr Tage;

5.8.5 überwiegend benutzte Unt€rkunttsart:
Hotel, Gasthof, Fremdenheim, Pension; Heil-
stätte, Sanatoriuml Ferien- und Erholungsheim;
Privatquartler gegen Entgelt (außer au{ Bauern-
hof): Privatquarlier gegen Entgelt (aut Bauern-
hol): Privatquartier ohne Entgelt; Ferienhaus,
Bungalow. Appartement; Campingplatz: sonstige
Unteftunfl.

10 Zu § 5 Abo.3 Nr. I
Bei Erwerbstätlgen sowi€ Schülern und Studen-
ten:

Bonn, den 14. Juni 198S

lO.1 Lage der Arbeitsstäfle, Schulo, Hochschute:
innerhalb der Wohnsitzgemeinde; ln einer and+.
ren Gemeinde des gleichen Bundeslandes; in
einem anderen Eundesland; im Ausland;

10.2 Bundesland, in dem dte Aöeitsstätte, Schule
oder Hochschule liegt:

10.3 hauptsächtich lür die längste Wegstrecke 9
benutäes Verkehrsminel:
Bus; U-lS-Bahn, §traBenbahnl Eisenbahn; pkw-
Selbsttahren Pkw-Mitlahrec KradlMoped/Mota;
Fahnad; zu Fuß; sonstiges; kein Verkehrsmittel
(2. B. da gteiches Grundstück);

1 0.4 Entfernung für den Weg zur Arbeits- oder Ausbit-
dungsstätte:
unter lokm; 10 bis unter 25 km; 25 bis unter
50 km; 5O km und mehr; wechsetnder Arbeits_
platz; entfällt (2. g. da gleiches Grundstück):

I 0.5 Zeitautwand für den Weg zur Arbeits- oder Aus_
bildungsstätte:
unte|I 0 Minuten; 1 0 bis unter 30 Minuten; 30 bis
unter 60 Minuten; 60 Minuten und meh6 entfällt
(2. B. da gleiches Grundstück).

§2
Diese Verordnung gitt nach s I 4 des Oritten übertei-

tungsgesetzes ln Verblndung mit s 16 des Mikrozen-
susgesetzes auch im Land gerlin.

§3
. Djese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung
in Kratl.

Der Bundeskanzler
Or. Helmut Kohl

Der Bundesmlnister des lnnern
Or. Zlmmermann
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VfIJ Auszug aus

Gesetz
über die Statistik lür Bundeszwecke

(Bundesstatistlkgesetz - BStatG)
Vom Z!. Januar 1987(lcu. r s. 452 r)

§ls
Auskunttsplllcht

(1) Oia eine Bundesstatistik anordnende Rechlsvor-
schritl hat festzulegon, ob und in welchem Umlang dis
Erhsbung mit oder ohn€ Auskunttsptlicht erlolgen soll. lst
eine Auskuntlspllicht lestgelegil, sind alls natürlichan und
iuristischen Personen des privaten und Öllentlichen
Rechls, Personenvereinigungen, B€hötden des Bundes
und der Länder sowie Ggmeinden und Gemeindever-
bändB zur Beantworlung der ordnungsgemäo gest€llten
Fragen verpllichtet.

(2) Oie Auskuntlspllicht besteht 96genübor don mil der
Ourchtührung .der Bundesslgtistiksn amllich b€trauten
Stellen und Pgrsonen.

(3) Oie Antwort ist wahrheitsgemäo, vollständig und
hnerhalb der von den statistischen Amtem <les Bundes
und üer LändEr gesatzton Frislen zu orleilen.lBsi schrilt-
licher Auskunttserleilung isl dio Antworl 6rsl erleilt, w€nn
die ordnungsgemäß ausgslüllten Eö6bungsvordruckg d€r
Erhebungsslelle zugegangon sind. Ois Anlworl ist, sowsit
in einer Rachlsvo.schrifl nichts anderBs bestimmt isl, lÜt
den Emplänger koslen. und ponofrEi zu Brleilen.

(4) werden Erhebungsbeaullragle eingesgta, können
die in den Erhebungsvordruck€n Enthaltenen Fragen
mündlich oder schrilllich beantworlet werden.

(5) ln den Fällen des Absalzes 4 sind bei schrittlicher
Auskunttserleilung die ausgelüllten Erhsbungsvordrucks
den Erhebungsbeauttragten auszuhändigon odel in vgr-
schlossenem Umschlag zu übergeben oder bei der Erhe-
bungsstells abzugeben oder dorlhin zu übarsenden.

(6) Widerspruch und Anlechtungsklägg gegen die Aul-
torderung zur Auskunttserleilung habon ksine aufschie-
bonde Wirkung.

§16
Gehelmhaltung

(1 ) Einzelangaben üb€t persönlichs und sachliche Ver-
hältnisse, die tur eine Bundesstatistik gemachl w6rden,
sind von den Amtsträgsm und lür den öllentlichen Dienst
besonders Verpflichteten, die mil der Durchlührung von
Bundesstalistiken batraul sind, geheimzuhallen, soweit
durch besondere Rschtsvorscirill nichts andsres
beslimml ist. Dies gill nichl lür
'1. Einzelangaben. in deren Übermitllung odgr Verötlsnt-

lichung der Belragte schrinlich oingawilligl hat,

2. Einzelangaben aus allgsmein zugänglichen Ouellen,
wenn sie sich aul die in § 15 Abs. 1 genannton ötlsnt-
lichen Stellen beziehen. auch soweit eins Auskunfts.
pllichl aulgrund einer eine Bundesstatislik anordnsn-
'den Rechlsvorschntl bestehl.

3. Einzelangaben, die vom Statislischen Bundesamt oder
den statislischen Amtern der Länder mil den Einzet-
angaben anderer Berragler zusammeng€laßl und in
slalislrschen Ergebnissen dargeslelll sind,

4 Einzelangaben, wenn sie dem getragten oder Bstrotle.
nen nichl zuzuordnen sind.

Die §§ 93. 97, I 05 Abs, 1, § 1 1 1 Abs. 5 in Verbindung mit

§ 105 Abs.1 sowie § 
,116 Abs. 1 der Abgabenordnung

vom 16..Mäz ,l976 (BGBI. I S. 613: 1977 I S. 269). zuletzt
geänden durch Arlikel 1 dos Gesetzes vom 1 9. Dezember
1985 (BGBI. I S.2436), gelten nicht lür Personen und
Slellen, sowsit sie mil der Durchführung von Bundes-,
Landes- oder Kommunalstatistiken belraut sind.

(2) Oie Übemitllung von Einzelangaben zwischen den
mit dar Durchlührung einer Bundesstalrstik belraulen Per'
sonen und Slellgn isl zulässig, soweit dies zur Erstellung
der Bundesstatistik erlordorlich ist.

(7) Personen, die Einz-elangab€n nach Absatz 6 erhalten
sollen, sind vor der Übsrnittlung zur Geheimhaltung
besonders zu vgrptlichlen, soweit si€ nicht Amtsträger
oder lür den öllenllichen Dionst besonde6 Verpllichtete
sind. § 1 Abs. 2. 3 und 4 Nr. 2 das Verpllichtungsgesetzes
vom ä. Mäz 1974 (BGBI. I S.469, Artikal 42)' das durch
Gesetz vom ,l5. August 1974 (BGBI. I S. 1942) geänden
worden ist, gilt entsprschend. P3rsonen. di6 nach Satz 1

besonders verPflichtBt wordgn sind. stehen lur die Anwen-
dung der Vorschrilten des Stralgesetrbuches ob€r dre
Verletzung von Privatgshsimnissen (§ 203 Abs 2, 4, 5'

§§ 204, 205) und des DienstgBheimnisses (§ 353 D

Abs. 1) den lür den ötlentlichsn Orenst b€sonders ver'
pflichtslen glaich.

(8) Oie aufgrund einsr besonderen Rechtsvorschritt oder
der Absätze 4, 5 oder 6 übeminelten Einzelangaben dür'
len nur lür die Zwecke veMendet werden. für dre sie
übermittelt wurden. ln den Fällen des Absatrss 6 sind sie
zu löschen, sobald das wissenschahliche Vorhaben durch-
oelührl ist, Bei den Stellen, denen Einzelangaben übermit-
ielt werden. muo durch organisatorische und lechnrsche
Maßnahmen sichergsstelll sein, daß nur Amtsträger. lür
d6n öllontlichen Dienst besonders Verpflichtete oder Ver-
pllichtele nach Absalz 7 Salz 1 Empfängar von Einzel-
angabon sind.

(9) Ois Übemittlung autgrund sinEr bssonderen Rechls-
voßchritl oder nach den Absälzen 4, 5 oder 6 isl nach
lnhalt. Stelle, der übemiltelt wird, Oatum und Zweck der
Wgitergabe von den slatislischen Amtem aufzuzeichnen.
Oie Aufzeichnungen sind mindeslgns lünt Jahre autzu-
bewahren.

(10) Ois Pllicht zur Geheimhaltung nach Absatz I
besleht auch lür die Personen, dle Emp,ängar von Einzel-
angab€n autgrund einBr besondsrsn Flechlsvorschntt,
nach den Absätzen 5, 6 oder von Tabellen nach Absatz 4
sind. Di€s gilt nichl lü, oflenkundige Tatsachen bei einer
Ubermittlung nach Absatz 4.

§23
Bu0grldvorechrlll

(1) Ordnungswidrig handelt. wer vorsätzlich oder lahr'
lässig entgegen § 15 Abs. I Satz 2. Abs.2 und 3 Salz 1

eine auskunh niaht, nicht richtig, nrchl vollständig oder
nichl rshtzeilig erteilt-

(2) Ordnungswidrig händelt auch, wer enlgegen § 'l I
Abs. 1 die Antwonen nicht aul den ElheDungsvordrucken
in der vorgegebsnen Form erleill.

(3) Oie Ordnungswidrigkeil kann mrt einer Geldbuße bis
zu zehntausend Deutsche Mark geahndet werden.
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VI L6 STRAFBESTIIVIMUNGEN r

strafbestimmungen: §§ 203 Abs. 2, 204 und 205 des strafgesetzbuches
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar
1975 (BGBl. r s. 1)

Nach § 203 Abs. 2 Sal'z 1 StGB kann bestraft hrerden, wer unbefugt
ein fremdes Geheimnis, namentrich ein zum persönrichen Lebensbe-
reich gehörendes Gehelmnis oder ein Betriebs- oder ceschäftsge-
heimnis, offenbart, das ihm in seiner Eigenschaft a1s

1. Amtsträger,
2. fir den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter,
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem perso-

nalvertretung srecht wahrnimmt 
"

4.....5.

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist.

Einem Geheimnis im .Sinne des Satzes I stehen Einzelang'aben über
persönliche oder sabhliche Verhältnisse eines anderen gleich, die
für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind (s 203
Abs. 2 satz 21.

Als strafmaß ist Freiheitsstrafe bis zu einem ilahr oder Geldstrafe
vorgesehen (Abs. 2 Satz I i.V. mit Abs. 1). Handelt der Täter gegen
Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern
oder einen anderen zu schädigen, so ist die strafe Freiheitsstrafe
bis zu zwei Jahren oder celdstrafe (Abs. 5). Die gleiche Strafan-
drohung gilt für den, der unbefugt ein fremdes Geheimnis, nament-
lich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung
er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet (s 201 Abs. l).
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